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Schweinepreiſe und Schweinefleiſchpreiſe.

Schade, daß ſich die typiſche Großſtadtpreſſe ſeit langen
Monaten um Vieh- und Fleiſchpreiſe überhaupt nicht mehr
kümmert. Ziehen die Viehpreiſe an und folgen die Fleiſch
preiſe in bekannter Sympathie nach, ſo wirft die Entrüſtung
der Großſtadtblätter die denkbar höchſten Wellen natür
lich aus reinſter Liebe zum Verbraucher. Sinken
jedoch die Viehpreiſe und die Fleiſchpreiſe
folgen nur zögernd und unbefriedigend,
ſo herrſcht im groß ſtädtiſchen Blätterwald
tiefſtes Schweigen auch aus reinſter Liebe
zum Verbraucher? Augenblicklich herrſcht wieder ein-
mal das Schweigen im Walde, und wie angebracht wäre doch
gerade jetzt ein klein wenig Entrüſtung und daneben einige
Bereitwilligkeit den wandermüden Fleiſch
preiſen beim Abſtieg vom Bergebehilflichzu ſein. Man bedenke, daß die Preiſe für lebende
Schweine im November gegen den Vormonat bis 9,80 Mk.,
gegen den gleichen Monat des Vorjahres bis 26,50 Mk.
nachgelaſfen haben, eine außerordentliche Preisſenkung, die
noch erfreulicher wäre, wenn ſie in den großſtädtiſchen
Schweinefleiſchpreiſen den natürlichen Widerhall gefunden
hätte. Inzwiſchen haben ſich die Schweinepreiſe noch weiter
ermäßigt und ſind in weiten Bezirken bereits zu einem
Tiefſtand gekommen, daß für manchen kleinen Viehzüchter
von einer rentablen Schweineaufzucht ſchon lange nicht
mehr die Rede ſein kann. Und die großſtädtiſchen
Schweinefleiſchpreiſe? Ueber ihre Bewegung im
November 1913 berichtet das preußiſche Landesökonomie-
kollegium:

„Gegen den gleichen Monat des Vorjahres iſt der Ge
ſamtdurchſchnittspreis um 10,4 Pfg. niedriger. 6 Orte
weiſen noch Steigerungen auf, 40 Orte Rückgänge
und in 3 Orten waren die Preiſe unverändert. Die
Steigerungen betrugen bis zu 7 Pfg. in den 6 Orten. Die
Preisrückgänge betrugen bis 10 Pfg. in 28 Orten, 11 bis
20 Pfg. in 10 Orten und mehr als 20 Pfa. in 2 Orten. Die
größte Steigerung war in Königshütte, Oberſchleſien, mit
7 Pfg., der größte Rückgang in Potsdam mit 32 Pfg. für
das Kilogramm. Den höchſten Geſamtdurchſchnittspreie
hatte Köln mit 211, den niedrigſten Graudenz mit 151 Pfg.

Wenn trotz der ſo beträchtlich gefallenen Viehpreiſe ſich
die Fleiſchpreiſe in einer Reihe von Orten noch weiter er
höhen und in anderen Städten wie feſtgemauert auf
dem ſeitherigen Preisniveau beharren, ſo
iſt das unleugbar das Gegenteil einer geſunden Preis-
geſtaltung und birgt ebenſo ſchwere wie berechtigte Vor
würfe gegen zahlreiche Großſtadtblätter in ſich, da dieſe ſich
der Verbraucherbelangen in keiner Weiſe angenommen
haben. Die Unſtimmigkeiten ſchreien ja ge
radezu zum Himmel: ſo waren die Schweinepreiſe
in Danzig im jüngſten November gegen den gleichen Monat
1912 um 18,8 Pfg. (pro Kilogramm) gefallen, die
Schweinefleiſchpreiſe dagegen nur um 3 Pfg. Die ent
ſprechenden Zahlen verhielten ſich in Kiel wie 24,6:3, in
Dortmund wie 23,6 4, in Eſſen wie 22,3 2, in Köln wie
21,5 1! Hält in dieſen Städten die beinahe unglaubliche
Gleichgültigkeit gegen die Fleiſchpreisgeſtaltung an, ſo kann
man die dortigen Verzehrer noch nicht einmal bedauern, daß
ſie ihren dauerhaften Schlaf teuer zu bezahlen haben.

Jn dieſem Zuſammenhange ſei eines abfonderlichen
Geiſteserzeugniſſes gedacht, das neuerdings durch die natio-
nalliberale Preſſe die Runde macht und z. B. von der
nationalliberalen hannoverſchen Kreisblattpreſſe mit ſicht
lichem Behagen abgedruckt wird. Es ſtellt ſich die ſonder
bare Aufgabe, den Vorſitzenden des Bundes der Landwirte

agrariſcher zu machen, eine Entwicklung, die bei dieſem
Politiker kaum noch möglich iſt, anderen Leuten jedenfalls
in weit höherem Maße zu wünſchen wäre. Die betreffenden
Blätter entſtellen einzelne Aeußerungen, die Frhr. von
Wangenheim auf der großen weſt preußiſchen Bundesver-
ſammlung gemacht hat, legen ihm Worte heller Freude
darüber in den Mund, daß die Landwirte „namentlich bei
den Schweinen jetzt mit ſinkenden Preiſen zu rechnen
haben,“ und knüpfen daran die Frage: „Jſt dem Frhrn.
von Wangenheim nicht bekannt, daß das Sinken der
Schweinepreiſe derartig ſtark iſt, daß vielfach eine Ren-
tabilität nicht mehr erzielt werden kann? Erfährt nicht die
große Maſſe der Bauern und kleinen Leute auf dem Lande,
auf die zu 95 Prozent des Schweinebeſtandes entfallen, eine
ſchwere Schädigung durch dieſe Entwicklung?“ Wie nett,
daß die Liberalen, die bei jedem Fleiſchteuerungsgeſchrei
nach Mitteln zur Herabdrückung der Viehpreiſe rufen,
jetzt doch auch einmal der Notlage der Viehzüchter gedenken,
wenn dabei auch leider nur der Haß gegen den Bund der
Landwirte die Feder führt. Frhr. v. Wangenheim iſt bei
jenen Bemerkungen von der bekannten Tatſache ausge-
gangen, daß im Winter 1912 die Viehverwertungsgenoſſen
ſchaften die Schweine den Großſtädten in langfriſtigen Ver
trägen mit 45-—-46 Mk. frei Hof angeboten haben. betrachtet
dieſen Preis als äußerſte Grenze der rentablen Schweine-
zucht und kommt ſo zu der ſelbſtverſtändlichen Nutz

ſein könne. Dem Bundesvorſitzenden iſt alſo nicht jedes
Sinken der Viehpreiſe ein Quell der Freude, ſondern er ver
langt rentable Preiſe und das iſt bei dieſem Politiker,
der einſt beim Zolltarif doch gerade auch für Vieh und
Fleiſch zugunſten der kleinen Viehzüchter ausreichende
Mindeölle ſchaffen wollte und damit bei den Liberalen
ſo viel Grimm auslöſte, ſchlechterdings nicht anders zu er
warten.

Zabern im elſaßlothringiſchen Landtag.

Jn der Zweiten Kammer gab re nachmittag zu Beginn
der Debatte über die Interpellation betreffend Zabern der
Präſident Dr. Ricklin folgende von den vier Parteien des
Hauſes eingebrachte Reſolution bekannt:

„Die Zweite Kammer iſt mit der Regierung der Ueber-
zeugung, daß die Zivilverwaltung in Zabern durchaus ihre
Pflicht getan und daß zu dem Eingreifen des Militärs jeder
tatſächliche Anlaß und jede rechtliche Grundlage gefehlt hat.
Sie ſtellt feſt, daß die Regierung auch im engen Rahmen ihrer
verfaſſungsmäßigen Befugniſſe eine größere Energie zur Er-

einer Genugtuung für die dem elſaß-lothringiſchen
Volke zugefügte Beleidigung hätte entfalten ſowie zur Aufs-
klärung und Beruhigung etwas hätte tun können. Sie vermag
endlich in der geſtrigen Erklärung keine Gewähr gegen eine
Wiederholung ſolcher geſetz- und rechtsverletzenden Vorkomm-
niſſe zu finden. Die Zweite Kammer bittet den Reichstag, dem
ſie für ſein energiſches Eintreten den Dank des elſaß-
lothringiſchen Volkes v m Fortführung des Kampfes
um die Wahrung von Geſetz und Recht einzutreten für:
1. eine den modernen bürgerlichen Anſchauungen entſprechende
reichsgeſetzliche Abgrenzung der Gewalten, 2. eine Reform der
Militärgerichtsbarkeit, 3. einen Ausbau unſerer Verfaſſung in
der Richtung der vollen bundesſtaatlichen Selbſtändigkeit
Elſaß-Lothringens.“

Nach Eintritt in die Tagesordnung ergriff Unterſtaats-
ſekretär Dr. Petri das Wort, um folgendes auszuführen: Es iſt
richtig, daß die drei Staatsanwälte in Zabern vom Vorſitzenden
des Kriegsgerichts nicht geladen worden waren. (Hört! Hört!)
Jch habe darauf die Staatsanwälte von der Verpflichtung zur
Amtsverſchwiegenheit entbunden und telegraphiſch aufgefordert,
ſich dem Präſidenten des Kriegsgerichts zur Verfügung zu
ſtellen. (Bravo!) Sie haben Punkt für Punkt die Angriffe
widerlegt, die Oberſt v. Reuter erhoben hat. Jch habe meiner-
ſeits Veranlaſſung genommen, einen Bericht vom Oberſtaats-
anwalt einzufordern, der vorgeſtern eingelaufen iſt. Daraus er
gibt ſich, daß die Staatsanwaltſchaft durchaus ſachgemäß ge-
handelt hat. Dabei iſt feſtzuſtellen, daß gegen keine ein-
zige Zivilperſon eine Anzeige ergangen war und
ſomit auch keine Verfolgung von Zivilperſonen eintreten konnte.
Oberſt v. Reuter hatte keinen Grund, der Meinung Ausdruck
zu geben, als ob die Staatsanwaltſchaft bei ihren Entſchließungen
von einer gewiſſen Voreingenommenheit befangen war, ſei es
gegen die Perſon des Herrn Oberſt, ſei es gegen das Militär
überhaupt. Jch weiſe eine ſolche Unterſtellung im Namen der
Staatsanwaltſchaft und der ganzen Juſtizverwaltung entſchieden
zurück. (Lebhaftes Bravo!) Bezüglich der Zurückhaltung der Ver
hafteten im Pandurenkeller verweiſe ich auf die geſtrige Re
gierungserklärung. Verwahrung muß ich aber dagegen einlegen,
daß Oberſt v. Reuter ſeine Maßnahmen damit begründet, es ſei
nicht damit abgetan, daß die Siſtierten dem Amtsgericht vor-
geführt werden. Daraus klingt der Vorwurf, das Gericht würde
ſeines Amtes nicht pflichtgemäß walten und die Verhaftungen
nicht mit dem nötigen Ernſt behandeln. Die Juſtizverwaltung
hat die Jntereſſen der Juſtiz nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen
gewahrt. Jch ſchließe mit der Erklärung, daß auch fernerhin
unbegründete Angriffe und Vorwürfe gegen die Juſtizbehörde
von mir mit aller Entſchiedenheit zurückgewieſen werden, von
welcher Seite ſie auch kommen mögen. (Lebhaftes Bravo.)

Abg. Hauß (Zentrum) drückte dem Unterſtaatsſekretär die
Anerkennung des Hauſes für ſeine energiſchen Worte aus. Umſo
weniger habe die geſtrige Regierungserklärung befriedigt. Redner
kritiſierte das Kriegsgerichtsurteil ſcharf. Die Beeinfluſſung
durch den Polizeipräſidenten v. Jagow ſei nicht die einzige, die in
dieſem traurigen Prozeß zu konſtatieren geweſen ſei. Daß
auch der Kronprinz des Deutſchen Reiches daran
beteiligt ſein ſoll, ſchmerze die Elſaß-Lothringer beſonders
ſchwer. Die Kabinettsorder von 1820, auf die ſich der Oberſt be
rufe, ſei ungültig. Es ſei erniefen, daß die Kräfte der Zivil-
verwaltung in Zabern genügten, um die Ruhe und Ordnung auf-
recht zu erhalten. Trotz des Urteils bleibe er dabei, daß von
Reuter und ſeine Offiziere wider Recht und Geſetz die Zivil-
verwaltnug an ſich geriſſen und Freiheitsberaubungen
ſchlimmſten Art verübt hätten. Noch nie iſt eine Regierung ſo
mit Ruten gezüchtigt worden. Pflichtverletzung hat man ihr vor-

worfen; in Zabern ſelbſt aber hat ſie ihre Pflicht und Schuldig-
it getan. Jn Berlin durfte der Vertreter der Regierung in

eigener Sache nicht ſprechen. Zabern zeigt ſomit in kraſſeſter
Weiſe die Abhängigkeit unſerer Regierung von Berlin. Der
Träger der Staatsgewalt von ElſaßLothringen iſt in erſter Linie
König von Preußen. Sobald elſaß-lothringiſche Intereſſen mit
den preutziſchen in Widerſpruch geraten, wird ſich naturgemäß das
Herz dieſes Kaiſers und Königs auf die preußiſche Seite neigen.
Dazu käme, daß unverantwortliche Ratgeber ſich das Ohr des
Monarchen erſchlichen hätten, die ihm die Verhältniſſe in Elſaß
Lothringen in einer Weiſe ſchilderten, die im Gegenſatz zu der
Wirklichkeit ſtände. Jm preußiſchen Herrenhauſe hat der Reichs
kanzler erklärt, daß der Kaiſer die elſaß-lothringiſchen Bundes
ratsſtimmen inſtruiere. Damit iſt ein Gegenſatz zu unſerer Ver-
faſſung geſchaffen, die beſtimmt, daß der Statthalter die Bundes
ratsbevollmächtigten zu inſtruieren habe. Der 10. Januar iſt
der größte Unglückstag für Elſoß-Lothringen geweſen. An dieſem
Tage hat der Reichskanzler mit rauher Hand den Hauptbeſtand-
teil unſerer Verfaſſung zertrümmert.

Unterſtaatsſekretär Mandel führte aus: Ich hatte um ſo
nwendung, daß, ſo lange 50 Mk. frei Hof gezahlt werden, weniger Anlaß, im Reichstage zu ſprechen, als von Seiten des
der Viehzüchter mit einem ſolchen Preis recht wohl zufrieden Reichskanzlers und des Kriegsminiſters nicht der mindeſte

Vorwurf gegen die Landesverwaltung von
rerhoben wurde. (Zurufe: Oho! Oho!) An der Erregung

Zaberner Bevölkerung iſt zum größten Teile die Preſſe ſchuld
Was ein junger unerfahrener Leutnant in der Kaſerne ſagte, das
konnte einen ganzen Volksſtamm nicht beleidigen. (Lebhafter
Widerſpruch.) Die Zaberner Angelegenheit hat mit der Ver-
»faſſung nichts zu tun. Es ſprachen noch die Abgg. Kiener
(Lothr. Block) und Em mel (Soz.), worauf der Staatsſekretär
Frhr. Zorn v. Bulach nochmals, wiederholt von Zwiſchen-
rufen unterbrochen, den Standpunkt der Regierung dar-
legte. Er beſtritt das Beſtehen einer Neben-
regierung und betonte, daß die Regierung nicht das Recht ge
habt hätte, ſich in die Militärangelegenheiten einzumiſchen. DieRegierung ſei ſtets beſtrebt geweſen, die Intereſſen des Landes

zu ſchützen. Der Staatsſekretär ſchloß mit dem Appell zur Mit
arbeit, damit das Reſultat bald erreicht werde, welches die Re
gierung und das elſaßlothringiſche Volk ſehnlichſt wünſcht
Weiterberatung Donnerstag vormittag 10 Uhr.

e Deutſches Reich.
Der Stapellauf des neueſten deutſchen Schulſchiffes.

Die Teilnehmer an dem Stapellauf des für den
deutſchen Schulſchiffverein von der Firma Joh. E. Tecklen-
borg Aktiengeſellſchaft erbauten dritten Schulſchiffes, eines
als Dreimaſterbark getakelten und mit einem
600pferdigen Motor (Syſtem Tecklenborg-Carels) ver
ſehenen Seglers von etwa 2100 Brutto-Regiſtertonnen
Rauminhalt trafen geſtern nachmittag bei ſchönſtem Froſt-
wetter im Sonderzug von Bremen in Geeſtemünde ein. Die
Gäſte wurden von den Mitgliedern des Aufſichtsrates und
Vorſtandes der Firma Joh. C. Tecklenborg A.G. am Zuge
empfangen, der unmittelbar vor der Werft hielt. Aus An-
laß des Stapellaufs prangten die Werftanlagen in feſt-
lichem Flaggenſchmuck. Die Gäſte unternahmen unter
Führung der Leitung und der Jngenieure der Werft einen
Rundgang durch die in neuerer Zeit weſentlich erweiterten
umfangreichen Anlagen und Werkſtätten und begaben ſich
alsdann zu dem ablaufbereiten, auf der Helling liegenden
Schulſchiff. Der Großherzog von Oldenburg,
der Herzog von Sachſen-Altenburg, der Fürſt
zu Schaumburg-Lippe und der Fürſt zu Stol-
berg-Wernigerode, die Bürgermeiſter Stadtländer-
Bremen und Dr. Eſchenburg-Lübeck, Senator Dr.
Schramm-Hamburg, der Vertreter des Kaiſers
Admiral von Heeringen, ferner der geſchäftsführende Vor-
ſitzende des Schulſchiffvereins, Profeſſor Dr. Schilling
Bremen, ſowie drei Vertreter der Tecklenborgwerft beſtiegen
ſodann die Taufkanzel, von wo aus Bürgermeiſter Stadt
länder-Bremen die mit einem Hoch auf den Großherzog von
Oldenburg ſchließende Taufrede hielt. Bürgermeiſter Stadt-
länder taufte das Schiff auf den Namen Großherzog
Friedrich Auguſt“. Nach Beendigung des Taufaktes
ging der Stapellauf glücklich vonſtatten. Die Teilnehmer
begaben ſich alsdann nach Bremerhaven und folgten einer
Einladung des Norddeutſchen Lloyd auf den Dampfer
„George Waſhington“.

e

Jn der Budgetkommiſſion des Reichtages
bemängelten im Laufe der Beratung des Etats des Reichs
amts des Jnnern ein Referent und ein Zentrumsmitglied,
daß der Etatsanſatz von 480 000 Mark für Aufwandsent-
ſchädigungen an Familien, von denen drei Söhne der ge-
ſetzlichen zwei- oder dreijährigen Dienſtpflicht genügt haben
oder genügen, viel zu niedrig ſei. Der Reichsſchatzſekretär
gab zu, daß etwa 716 Millionen nötig ſeien. Die Kom
miſſion beſchloß, daß der Etatsanſatz auf 726 Millionen er
höht wird, und nahm eine Aenderung des Dispoſitivs an
dahingehend, daß die Auszahlung der Aufwandsentſchädi
gung nach Erfüllung einer ſechsjährigen Geſamtdienſtzeit
von zwei oder drei Söhnen einer Familie erfolgen ſoll.

Baden und die Jeſuitenfrage.
Am Schluſſe der geſtrigen Sitzung der Zweiten Kammer

gab Staatsminiſter v. Duſch die Erklärung ab, daß die
Regierung hinſichtlich der Jeſuitenfrage in jeder Hinſicht
geſetz- und rechtmäßig vorgegangen ſei. Es ſei nichts ge-
ſchehen, was den Charakter einer Verfolgung gehabt habe.
Einer vollſtändigen Aufhebung des Jeſuitengeſetzes könne
die Regierung nicht zuſtimmen, einer Mil derung
desſelben aber werde ſie nicht ablehnend gegen
überſtehen.

M

Die Antwort des Dreibundes
auf den britiſchen Vorſchlag betreffend die ägäiſchen Jnſeln
wurde geſtern abend im Auswärtigen Amt überreicht.

Keine Krankenverſicherungspflicht für Staatsbeamte,
Wie der „Inf.“ von unterrichteter Seite geſchrieben

wird, iſt hinſichtlich der Krankenverſicherungspflicht für die
in Betrieben oder im unmittelbaren Dienſte des Staates
tätigen Beamten, deren Dienſteinkommen 2500 Mark jähr
lich nicht überſteigt, von ſeiten der Regierung ein Entſcheid
ergangen, der für dieſe Beamtenkategorien von großer Vich
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tigkeit iſt. Danach beſteht nämlich auf Grund des S 169 der RiverBergwerke und 60 Mann in den
Reichsverſicherungsordnung keine Krankenver-
licherungspflicht für derartige Beamte. Sie
ſind von der Verpflichtung zur Verſicherung befre i t und
es wird ihnen im Falle einer Krankheit ein Anſpruch auf
Gehalt, Ruhegehalt, Wartegeld oder ähnliche Bezüge im
anderthalbfachen Betrage des Krankengeldes auf die Dauer
der Regelleiſtungen der Krankenkaſſen zugebilligt (88 179,
182, 183, 214 der Reichsverſicherungsordnung). Dieſer Ent
ſcheid, der vom Staatsminiſterium zum Beſchluß er
2 worden iſt, hat zunächſt im Berrich der Eiſen

ahnverwaltung feſte Form angenommen. Alle
früheren Beſtimmungen, die auf die Verſicherungspflicht
der Eiſenbahnbeamten abzielen, ſind vom Eiſenbahn
miniſterium aufge hoben worden. Es iſt nunmehr be-
ſtimmt, daß für alle innerhalb der Eiſenbahnverwaltung be
ſchäftigten etatsmäßigen wie außeretatsmäßigen Beamten,
deren Dienſteinkommen jährlich 2500 Mark nicht überſteigt,ein Anſpruch der oben erwähnten Art auf Gehalt, Ruhe

gehalt, Wartegeld uſw. als gewährleiſtet anzuſehen
iſt. Damit fällt für dieſe Beamten die geſetzliche Kranken-
verſicherungspflicht gemäß S 169 der Reichsverſicherungs-
ordnung fort. Dieſe Befreiung hat aber auch dann zur
Folge, daß ſolche Beamte nicht in die Betriebskrankenkaſſe
als verſicherungspflichtige Mitglieder aufzunehmen ſind.

Denkſchrift über die Produktionserhebungen,
Man ſchreibt uns:

dem Reichstage eine Denkſchrift vorgelegt worden, die einen
Ueberblick über Zweck und Methode der Produktionsſtatiſtik
und über die bisherigen Ergebniſſe der Erhebungen bietet.

Bekanntlich verfolgen die Produktionserhebungen, die
ſeitens der Reichsverwaltung ſeit dem Jahre 1907 wieder
aufgenommen worden ſind, den Zweck, die einheimiſche
Gütererzeugung in ihrer Bedeutung ziffermäßig zu
erfaſſen, und zwar mittels direkter Befragung der Betriebs
inhaber durch Fragebogen.

Bisher haben produktionsſtatiſtiſche Ermittlungen ſtatt
gefunden in 23 Zweigen der Montan, Hütten- und Metall
verarbeitungsinduſtrie, 23 Zweigen der Tegxtilinduſtrie,
5 Zweigen der chemiſchen Jnduſtrie, 4 Zweigen der Stärke-
induſtrie, ferner in der Kartoffeltrocknungsinduſtrie, der
Kraftfahrzeuginduſtrie, in der Bereifungs-, Ballonſtoff-
und Flugzeugſtoffinduſtrie, in der Zement, und der Leder-
induſtrie.

Von den Erhebungen ſind 3 bereits ſechsmal, d. h. für
6 verſchiedene Jahre vorgenommen oder eingeleitet worden,
27 ſchon fünfmal, 4 viermal, 4 dreimal, 14 zweimal und der
Reſt erſt einmal. Jnsgeſamt ſind 216 Erhebungen bis jetzt
eingeleitet worden. Davon liegen für 158 Erhebungen mit
27 277 Betrieben endgültige Ergebniſſe vor, während 53 Er
hebungen mit 25 054 Betrieben im Gange ſind. Nur 5 Er
hebungen ſind wegen zu geringer Beteiligung bisher er-
folglos geblieben; die wichtigſten werden zurzeit mittels
eines vereinfachten Fragebogens wiederholt. Die Aus-
dehnung der Erhebungen auf andere Jnduſtriezweige iſt
in Ausſicht genommen und teilweiſe ſchon eingeleitet.

Die Ergebniſſe ſind ſonach bisher recht günſtige. Es
hat ſich gezeigt, daß in den Kreiſen unſerer Jnduſtriellen
das Verſtändnis für die weſentliche Bedeutung, die den Pro
duktionserhebungen für wirtſchaftspolitiſche Maßnahmen
zukommt, in erfreulicher Weiſe zugenommen hat.

Der Denkſchrift iſt eine Anlage beigegeben, in welcher
die ziffernmäßigen Ergebniſſe der einzelnen Erhebungen,
ſoweit ſie zur Veröffentlichung gebracht werden konnten, zu-
ſammengeſtellt ſind. Dieſe Anlage iſt auch als Ergänzungs-
heft zum 3. Vierteljahrsheft der Statiſtik des Deutſchen
Reichs im Buchhandel käuflich.

Zur Frage der Einſchränkung der ſüdweſtafrikaniſchen
Diamantenproduktion

erhalten wir von zuſtändiger Stelle eine längere Erklärung,
in der es u. a. heißt:

„Nachdem es den Förderern nicht gelungen war, ſich über
die Kontingentierung freiwillig zu verſtändigen, mußte ſie von
Amts wegen erfolgen. Der Verteilungsſchlüſſel trägt den Ver-
hältniſſen der einzelnen Förderer weitgehend Rechnung, was
dadurch beſtätigt wurde, daß von keinem der Betroffenen Ein-
wendungen gemacht werden konnten, die eine weſentliche Aende-
rung erfordert hätten. Die Beſchränkung iſt derart erfolgt, daß
die Lebensfähigkeit der betroffenen neun Geſellſchaften nicht be-
rührt wird, während die kleinen und kleinſten Förderer über-
haupt frei gelaſſen worden ſind.

Kleinere politiſche Nachrichten.
Straferlaſſe. Der König von Sachſen hat am Geburtstage

des Kronprinzen aus Anlaß der Großjährigkeit 35 Straf-
gefangenen im Alter von noch nicht 21 Jahren die Freiheit
geſchenkt und bei zwei Verurteilungen im gleichen Alter Erlaß
der Strafe eintreten laſſen. Der riß hat Disziplinarſtrafen
gegen Angehörige des 1. Leibgrenadier- Regiments Nr. 100 und
des 5. Jnfanterie- Regiments Kronprinz Nr. 104 in Gnaden zu
erlaſſen geruht.

Prinz Joachim von Preußen wird, wie der „L.-A.“
meldet, demnächſt zur Dienſtleiſtung beim Kaſſeler Huſaren-
Regiment Nr. 14 eintreten.

Zum Schutze der Jmkerei. Die nationalliberale Partei
hat im Abgeordnetenhauſe einen Antrag eingebracht, durch
welchen die Regierung erſucht wird, Maßnahmen zur Be
ſeitigung der ſchwierigen Lage des Jmkerſtandes zu ergreifen.
Demgegenüber ſei daran erinnert, daß bereits im Jahre 1910
der freikonſervative Abgeordnete Dr. Varen-
horſt einen gleichen Antrag eingebracht hatte.

Bebels Erbſchaft. Der ſozialdemokratiſche Parteivorſtand
erklärt, daß die Nachricht von dem Erbe Bebels, die kürzlich
wieder durch die Blätter ging, unrichtig ſei. Es ſei von den
Erben Bebels keine Erbſchaftsſteuer gezahlt worden, da im
Kanton Zürich das Erbe der Kinder und Ehegatten ſteuerfrei ſei.
Das Erbe Bebels betrage nicht 1 Million Mark, ſondern noch
nicht den dritten Teil. Abwarten

Der Belagerungszuſtand in Afrika
erſtreckt ſich auf die wichtigſten Bezirke Transvaals, des
Oranjeſtaates und Natals, durch welche Hauptbahnen
führen, mit Einſchluß Durbans, Pietermaritzburgs und mit
Ausſchluß der Kapkolonie.

Jn Kapſtadt iſt der Belagerungszuſtand
erklärt worden. Die eingehenden Nachrichten laſſen er
kennen, daß die Lage in den Häfen befriedigend iſt. Die
Lage in Port Eliſabeth und Eaſtlondon iſt normal, ebenſo
in Durban, ausgenommen in den dortigen Eiſenbahnwerk-
ſtätten. Jn Kapſtadt ſtreiken nur 300 Arbeiter der Salt

Seitens der Reichsverwaltung iſt
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Werkſtätten der
Docks. Die Arbeiter, die die Krane in den Docks bedienen,
haben die Arbeit wieder aufge nommen.

Die Straßenbahangeſtelllen in Kapſtadt haben be
ſchloſſen, in den Ausſtand zu treten.

Der Stationsvorſteher in Geduld am Oſtrand
iſtver haftet worden. Er und ſeine Untergebenen haben
ſich dem Streik angeſchloſſen, und er ſoll ſich geweigert
haben, ſeine Papiere ſeinem Nachfolger auszuhändigen. Es
iſt dies der einzige Fall, in dem ein Beamter dieſes Ranges
ſich dem Streik angeſchloſſen hat.

Der letzte Poſtzug, der Dienstag abend Durban verließ,
fuhr bis zur Allendale-Halteſtelle mitten im Velt. Dort
kuppelte der Lokomotivführer ſeine Loko-
motive ab, fuhr nach Natal zurück und ließ Wagen und
Paſſogiere im Velt zurück.

Die Dynamitanſchläge auf die Eiſenbahnen dauern fort.
Erſt geſtern früh wurde wieder Dynamit auf einer Bahn
ſtrecke gefunden.

Ausland.
Ein politiſcher Anſchlag.

Geſtern vormittag wurde in Paris in der Wohnung
des Führers der radikalen türkiſchen Partei, des Generals
Scherif Paſcha, ehemaligen türkiſchen Geſandten in Stock
holm, ein Mordanſchlag verübt. Ein junger Menſch erſchien
daſelbſt und verlangte dringend, von Scherif Paſcha
empfangen zu werden. Der Kammerdiener Scherifs ver
weigerte dies, worauf der junge Mann einen Revolver
auf ihn abfeuerte und ihn verwundete. Jnfolge des
Knalls eilte der Schwiegerſohn Scherif Paſchas, Salil, her
bei und tötete mit einem Revolverſchuß den Angreifer, deſſen
Jdentität bisher nicht feſtgeſtellt worden iſt. Es handelt
ſich allem Anſcheine nach um ein politiſches Attentat. Scherif
Paſcha gibt hier ſeit einigen Jahren eine Zeitſchrift unter
dem Titel: „Meſcherutiette“ heraus, in welcher das jung-
türkiſche Komitee für Einheit und Fortſchritt auf das hef-

Jahresfriſt von der jungtürkiſchen Regierung in contu-
maciam zum Tode verurteilt worden.

Caillaux nicht beſtochen.
In einem an den a gerichtereen Schreiben erklärt der

Präſident des Comptoir d'Escomte, Alexis Roſt an d, im Namen
des Verwaltungsrates, daß die gegen den Direktor der
Bank Ullmann erhobene Beſchuldigung, er habe dem Finanz-
miniſter Caillaux zu Varteizwecken Geld zur Verfügung ge
ſtellt, vollſtändig unbegründet ſei. Der „Figaro' be
merkt hierzu, daß er nunmehr das Kapitel der unbeweisbaren
Dinge verlaſſen und den Finanzminiſter auf einem anderen,
ernſteren Gebiet angreifen werde.

Der Geſetzentwurf über die Kapitalſteuer in Frankreich
r eine jährliche Abgabe ein, die berechnet werden ſoll nach

m Nettobetrage der 30 000 Francs überſteigenden Vermögen.
Für jedes Kind wird von dem ſteuerpflichtigen Vermögen ein
Abzug von 5000 Francs gemacht. Die Abgabe ſteigt in geringenAbſtufungen bis zu einem Steuerſatze von 2,50 pro Mille Die
Steuererklärung und die Steuereinſchätzung werden nur alle fünf
Jahre neu ſtattfinden, außer wenn eine Steigerung des Ver
mögens um mehr als 10 Prozent vorliegt. Die Geheimhaltung
der Vermögen wird in dem t aufrechterhalten. Die
Kapitalſteuer ſoll mindeſtens 190 Millionen ergeben.

Provinz Sachſen und Umgebung.
Frühzeitige Beantragung der Fürſorgeerziehung.

Aus beſonderer Veranlaſſung macht die Königl. Regierung
die Herren Kreisſchulinſpektoren auf die rechtzeitige Be
antragung der Fürſorgeerziehung aufmerkſam. Beſonders ſind
die Orts Wunſpertegen und Lehrer angelegentlichſt darauf hin
uweiſen, daß das Geſetz vom 2. Juli 1900 betreffend die Fürſorgeergiehung Minderjähriger ſeinen ſozialen Zweck nur dann

erfüllen kann, wenn die Fürſorgeerziehung nicht erſt bei vor
geſchrittener, ſondern bei drohender Verwahrloſung angeordnet
wird. Damit die Vormundſchaftsgerichte rechtzeitig auf die Not-
wendigkeit der Fürſorgeerziehung aufmerkſam gemacht werden
können, iſt es nötig, daß die Ortsſchulinſpektoren und Lehrer, die
die heranwachſende Jugend ſtändig vor Augen haben, die Antrags
behörden (Landratsämter und Erſte Bürgermeiſter in den kreis-
freien Städten) auf ſolche Fälle aufmerkſam machen, in denen
nach ihrer Auffaſſung Fürſorgeerziehung angezeigt erſcheint, wenn
nicht völlige Verwahrloſung eintreten ſoll.
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Hildburghauſen, 18. Jan. (Zur Erweiterung des
Bahnhofes Bildburghauſen) werden im neuen preu
ßiſchen Etat auch weitere 300 000 Mk. gefordert.

Arnſtadt, 18. Jan. (Einſpruch.) Gegen die am
vorigen Montag erfolgte Wahl des Redokteurs Bruno Bieligk
und Kaſſierer Joſeph Heer zum Gemeinderat ſeitens der dritten
Abteilung iſt heute von einer Anzahl Bürger Einſpruch er
hoben worden.

X Jena, 13. Jan. (Der hier vermißte r
lehrling Teichmann) aus Dornburg hat ſich wohlbehalten
bei ſeinen Eltern dort wieder eingefunden.

Gera, 13. Jan. (Der 21. Landtag), der zum Sonn
tag, den 25. Januar, vormittags 1116 Uhr einberufen iſt, wird
unter anderm die Entwürfe eines Gemeindeabgaben-
ßer etzes und einer neuen Gemeindeordnung zu erledigen

aben.
Gera, 13. Jan. (Revolver für die Schutzlente.)

Die Schutzmannſchaft hatte beantragt, ſie im Hinblick darauf, daß
auswärts Einbrecher verſchiedentlich auf Schutzleute geſchoſſen
haben, zu ihrer eigenen Sicherheit mit Revolver auszurüſten.
Der Stadtrat beſchloß, dem Antrage inſoweit J n
als die Schutzleute für die Nacht mit Revolvern und Taſchen
lampen verſehen werden ſollen.

Vermiſchtes.
Ausländiſche Schwindelanzeigen.

Die „Nordd. Allg. Ztg.“ ſchreibt: Seit einigen Jahren er
ſcheinen in zahlreichen deutſchen Zeitungen von London aus-gehende Anzeigen, deren ſchwindelhafte rundlage eigentlich von

vornherein einem Zweifel nicht begegnen ſollte. Trotzdem fallenihnen immer wieder unerfahrene Perſonen zum Opfer. Es ſei

deshalb in folgendem auf einige dieſer Anzeigen beſonders hin-
ewieſen:3 „Profeſſor Roxroy, 177 a Kenſington Higt Street, Lon

don W.“, erbietet ſich gegen Einſendung eines Geldbetrags den
Charakter zu deuten und eine Lebensvorausſage zu ſtellen.
Ein angeblicher Elmer S. Knowles ſowie ein „National Inſtitut
of Sciences“ Dep. 8010 A, Weſtminſter Bridge Road Nr. 258,
London S. E. behaupten, „das Geheimnis myſteriöſer Macht ſei
endlich enthüllt; eine einfache Methode zur Kontrolle der Ge-
danken und Gewohnheiten eines anderen“ ſowie zur Beeinftuſſung

tigſte befehdet wurde. Scherif Paſcha iſt übrigens vor etwa Lerbindung herzuſtellen. Die Erſchütterung wurde

eines, auch Tauſende von Meilen entfernten Menſchen könne durch
das Werk des Profeſſors Knowles erlernt werden. Das Werk
werde durch das Inſtitut mit Hilfe eines hierzu gegründeten
Fonds von 100 000 Mk koſtenlos verteilt. (Jn Wirklichkeit werden
von dem Beſteller für das Buch nebſt einem „radio-hypnotiſchen
Kriſtall 120 Mk. verlangt.) Ein zug Me Kean“, Dep. 1506 A
Nr. 41 Tothill Street, London S. W. endlich erzarrt er habe
en von zwei Jahren „mit einer Jdee und 40 Mk. als An
fangskapital“ 100 000 Mk. verdient. Sein Buch: „Gewinn
bringende Gelegenheiten im Poſtorder-Geſchäft“, lehre, wie man
„auf ehrliche, aufrichtige und gewiſſenhafte Weiſe“ Geld erwerben
könne. Das Buch ſende er auf Wunſch unentgeltlich zu; erPortogebühren könne indeſſen der Beſteller 20 Pfg. in Veiefmar en
der Beſtellung beifügen.

Alle dieſe Firmen ſind Unternehmungen eines Amerikaners
Elmer S. Prather, der, wie man ſieht, in der Wahl von Deck
namen nicht unerfinderiſch iſt. Er hat auch noch andere Firmen-
begeichnungen zu ſeiner Verfügung, ſo „The Univerſal Mail
Order Fnſtitute“, 260 Weſtminſter Bridge Road, London S. E.
Man ſollte ſich jedenfalls als vernünftiger Menſ 5 Anzeigendes beſchriebenen oder eines ähnlichen Jnhalts, wie au er
Anpreiſende nennen mag, nicht einlaſſen.
Glücksgüter ſind durch die Hilfe des
freundes ſicherlich nicht zu erlangen.
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Zum Ausbruch des japaniſchen Vulkans Sakuraſchima.
Bei dem erſten Ausbruch des Vulkans auf der Jnſel

Sakuraſchima, der ſeit 180 Jahren untätig geweſen war, ver
anlaßten die Behörden die Vevpölkerung, die Stadt Kagoſchima
zu verlaſſen. Truppen wurden aufgeboten. Das Erdbeben
wiederholte ſich alle drei bis fünf Minuten. Ein Flüchtling, der
nach Nagaſaki kam, erzählte, daß er in Kagoſchima über Er
ſchütterungen gezählt habe. Bei Beginn des Ausbruchs ſtiegenRauch und Flammenſäulen aus verſchiedenen Teilen des Berges

auf. Vierzig Minuten ſpäter begann die Eruption vom Berg
ger Die oſtwär:s liegenden Häuſer wurden zuerſt vom

euer ergriffen, das ſich ſchnell ausbreitete. Die Einwohner
drängten an das Ufer. Die Polizei von Kagoſchima begab ſich
in Booten zu den Rettungsarbeiten. Die Hitze war ſehr ſtark
und wurde ſelbſt in Kagoſchima geſpürt, wo der Himmel durch
die Rauchmaſſen des Vulkans und durch den Rauch der brennen-
den Häuſer und Wälder verdunkelt wurde. Das Marineamt
hofft, durch die entſandten Kriegsſchiffe eine funkentelegraphiſche

in der
ganzen Provinz Kiuſchiu geſpürt. Die Stadt Nagaſaki, obwohl
160 Kilometer entfernt, iſt mit feinem Staub vulkaniſcher Aſche
bedeckt. Der Gouverneur von Mijazaki (Oſtküſte) telegraphiert,
daß die Stadt mit Aſche bedeckt iſt.

Der Kapitän des japaniſchen Kreuzers „Tone“ meldet draht
los, daß in Kagoſchima niemand am Leben geblieben ſei.
Ein Schiff, das nach dem erſten Ausbruch des Vulkans
307 Flüchtlinge an Bord nahm, ſoll während des zweiten
Ausbruches geſunken ſein.

e erſehnten
amerikaniſchen Menſchen

Nachricht vom „Cobequid“. Der in St. John (Neu
Braunſchweig) im Hafen liegende Dampfer „Royal George hat
von dem geſtrandeten Dampfer „Cobequid“ einen drahtloſen
Hilferuf S O S (Savye our souls) aufgefangen. Daraus
geht hervor, daß ſich das Schiff zu dieſer Zeit n über dem
Waſſer befand. Alle Anſtrengungen, die Lage des ffes feſt
zuſtellen, ſind bisher vergebens geweſen.

Aus Furcht vor Strafe. Der Bergmann Zeet in Bottrop
hat geſtern nachmittag ſeiner 7 und ſeiner vierjährigen
Tochter die Kehle durchgeſchnitten und ſich ſelbſt
erhängt, wahrſcheinlich aus Furcht vor Strafe, da gegen ihnein Verfahren wegen Sittlichkeitsverbrechen an ſeiner afſahrigen
Tochter ſchwebte.

Kunſt und Wiſſenſchaft.
Vortrag über moderne Malerei. In der Vortragsreihe über

moderne Kunſt ſprach am Dienstag Herr Dr. Freyer über
den franzöſiſchen Expreſſionismus. Unter Be
ſchränkung auf die expreſſioniſtiſchen Maler zeigte der Vor
tragende das Weſen dieſer neuen Kunſt an den drei fra öſiſchenHauptmeiſtern van Gogh, Gauguin und Cézanne. er Ex
preſſionismus entfernt ſich immer mehr vom Raturvorbild, das
ihm nur den äußeren Anlaß zum Kunſtwerke bietet. Jm Gegen
ſatz zum Jmpreſſionismus will er nicht die Oberfläche der Dinge,
ſondern ihr eigentliches Weſen, ihre Seele geben. Daher benutzt
er die Gegenſtände der Außenwel: nur ſoweit, als er ihrer zur
Verdeutlichung der beabſichtigten Darſtellung des hinter
Dingen liegenden Seeliſchen bedarf. Alle drei der oben erwähn
ben Künſtler gehören, wenn auch nicht der Abſtammung, ſo doch
dem Weſen nach, der franzöſiſchen Kunſt an. Jhr Lebensgang
iſt ein ſtilles Heldentum, das ſich im Kampf gegen eine gleich
gültige oder feindliche Umgebung aufreibt. van Gogh erfült
auf ſeinen Bildern alle Dinge mit ſtärkſtem inneren Leben;
nicht nur Menſch und Tier haben bei ihm, wie auch bei andern
Künſtlern, eine Seele, ſondern auch Landſchaften und Jnnen
räume ſcheinen bei ihm von einem rätſelhaften Eigenleben
durchpulſt. In ſeinen Porträts beſchränkt er ſich nicht auf die
augenblickliche Stimmung des Modells, ſondern ſucht das
dauernde, wahre Weſen ſedes Menſchen zu geben. Die Bilder
Gauguins führen in eine andere Welt, in das ſtille Leben der
Naturvölker Tahitis. Der Künſtler floh aus der Unruhe der
europäiſchen Ziviliſation, um ſich auf der ruhigen Südſeeinſel
in die Darſtellung ihrer Bewohner zu verſenken, die noch in
einem wahrhaft innigen Verhältnis zu der ſie umgebenden Natur
ſtehen. Für Cézanne, dem dritten großen franzöſiſchen Ex
preſſioniſten, ſind die Gegenſtände ſeiner Bilder völlig be
deutungslos geworden; wie Dinge aus einer andern Welt
tauchen ſie in einen neuen rätſelhaften Farbenmeer unter. Der
Rhythmus der farbigen Flächenverteilung iſt ihm zur Haupt
ſache geworden. Allen drei Künſtlern iſt gemeinſam, daß ſie in
den Dingen der Außenwelt nicht nur etwas flüchtig Vorüber
eilendes ſehen, ſondern den Menſchen und auch die lebloſen
Gegenſtände in einem großen Zuſammenhang mit dem Welt
ganzen empfinden. Der letzte Vortrag am nächſten Dienstag
wird den deutſchen Expreſſionismus behandeln.

Die Frage des Dr. med. dent. Einer Abordnung der an den
preußiſchen Univerſitäten Studierenden der Zahnheilkunde er
klärte Miniſterialdirektor Naumann, die Wünſche der Stu
denten wohlwollend prüfen zu wollen. Die vorhandenen Schwie
rigkeiten ſeien größer, als es auf den erſten Blick erſcheine. Die
mediziniſche Fakultät, die den Doktoritel verleiht, kenne natur
gemäß nur einen Doktor der Medizin, und es ſei ſchwierig, von
der Fakultät eine Promotion für einen Teil ihrer
Wiſſenſchaft zu fordern. Die zahnärztlichen Do
zenten Deutſchlands faßten einſtimmig den Beſchluß, für den
Dr med. dent. einzutreten und in dieſem Sinne bei den Uni
verſitätabehörden ihrer Bundesſtaaten zu wirken

Richard Strauß in Paris. Pariſer Blätter melden, daß
Richard Strauß die erſten Aufführungen ſeines der Be
endigung entgegengehenden Balletts „Joſef, eine Legende“
in Paris ſelbſt leiten werde. Das Buch des Tanzſpiels ſtamm
von Hugo von Hofmannsthal und Graf Harry Keßler.
Strauß hat dieſes Werk aus Begeiſterung für das Ruſſiſche
Ballett geſchrieben. Wahrſcheinlich werden es auch Djagilews
Koryphäen ſein, die es bei ihrem Gaſtſpiel in der Großen Oper
aus der Taufe heben.

Von Hermann Sudermann wird als nächſtes Proſawerk ein
Erzählungsband „Litauiſche Geſchichten“ erſcheinen, der
Stoffe aus der oſtpreußiſchen Heimat des Dichters behandelt.
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Aus Halle und Umgebung.
Halle. den 15. Januar.

Offene Stellen für Militäranwärter. 1. In den Bezirkender Oberpoſtdirektionen Halle und Erfurt a re

träger, r und Landbrieſträger-ſtellen. 1. April 1614, Ort wird bei der Einberufung beſtimmt.
Die Bewerber müſſen körperlich für den Poſt und Tele cdienſt geeignet ſein und in einer mündlichen und ſhriftichen rü

fung im allgemeinen die Kenntniſſe nachweiſen, die auf Volks
ſchulen erworben werden; ſie müſſen imſtande ſein, Gedrucktes
und Geſchriebenes in deutſchen und in lateiniſchen Schriftzeichen
leicht und gewandt zu leſen, mehrere Sätze, die rn vorgeleſen
werden, ohne auffallende Fehler in deutſchen und in lateiniſchen
Schriftzeichen ſchnell niederzuſchreiben und einfache Rechenauf
gaben aus den 4 Rechnungsarten löſen, 6 Monate Probegzeit,
Anſtellung nach Ablauf der Probezeit auf dreimonatige Kündi
ung; nach 18jähriger Geſamtdienſtzeit auf Lebenszeit, 1100 Mk.

ehalt und tarifmäßiger r je 3 Jahren6 mal 50 Mk. Zulage bis zum Höchſtgehalt von 1400 Mk. Be-
werbungen um dieſe Stellen werden nur von Jnhabern des Zivil
verſorgungsſcheins angenommen Meldung bei der KaiſerlichenOberpoſtdirektion, in deren Be irk der Bewerber wohnt. 2. Stel
kung eines Polizeiſergegnten in Schleuſingen.
1. April 1914, Alter nicht unter 25 Jahre; muß kräftig, geſund
und nüchtern ſein, 6 Monate Probezeit, Anſtellung auf Lebens-
zeit; 1200 Mk. Grundgehalt, alle 8 Jahre 75 Mk. Zulage ſteibis 1650 Mk., 200 Mk. Wohnungsgeldzuſchuß und 100 Mk. Kle

geld; ob penſionsberechtigt, wird noch mitgeteilt. 3. Stellung
als Hilfsſchreiber beim Königl. Bergrevieramt in
Magdeburg, Sternallee 3, Puf Schrift und leichtes Auffaſſungs-
vermögen, Geſundheit, Anſtellung auf Kündigung, Gehalt 100
Mark im Monat, etatsmäßige Anſtellung ſpäter nicht ausge
ſchloſſen. 4. Mehrere Poſtbotenſtellen im Bezirk der Ober
poſtdirektion Erfurt. Bewerber muß geſund, möglichſt 170 em
groß und imſtande ſein, ſchriftliche Berichte und Anzeigen ſach
gemäß abzufaſſen; Polizeiſchüler werden bevorzugt. 6 MonateProbezeit dann Anſtellung auf Lebenszeit. 2,50 bis 3 Mk. Tage
geld je nach den Teuerungsverhältniſſen des Amtsorts und
I0jährliche Alterszulagen von je 10 Pf. für den Tag. Später
ev. etatsmäßige Anſtellung als Landbriefträger oder als Poſt
ſchaffner.

Deutſche Geſellſchaft zur Rettung Schiffbrüchiger. Von
befreundeter Seite werden wir auf den kürzlich erſchienenen
Rückblick des Rechnungsjahres 1913/14 der deutſchen
Geſellſchaft zur Rettung Schiffbrüchiger hingewieſen. Die Ge-
ſellſchaft unker dem Ehrenvorſitz des Kaiſers, dem Vorſitz des
Prinzen Heinrich iſt über das ganze deulſche Reich verbreitet
und zählte Ende des vergangenen Jahres 53 908 Mitglieder Sie
hat allſeitige des Rettungsweſens an den deutſchenKüſten der Nord und Oſtſee ſich zu hrer Aufgabe gemacht. Die

Geſellſchaft beſteht aus ordentlichen und außerordentlichen Mit-
gliedern (Stiftern). Ordentliches Mitglied iſt jeder, der an die
Geſellſchaft einen Mitgliedsbeitrag entrichtet, der in einer j ährlichen Gabe von mindeſtens 1,50 Mk. beſteht, äußerordentche

e

Mitglied iſt der, welcher an die Geſellſchaft einen Stiftungsbei-
trag entrichtet, der in einer einmaligen Gabe von mindeſtens
75 Mk. beſteht. (Beitrittserklärungen für Halle und Umgegend
nimmt Herr Profeſſor Dr. Freſe, Mühlweg und Herr Gene-
ralleutnant D. die ren Was Vereinſeit ſeinem ſt fün Paar en Beſtehen geleiſtet hat, geht ſchon

daraus or, daß die Zahl der Geretteten jetzt auf 8870 ge-
ſtiegen iſt. Die Zahl der Rettungeſtationen beträgt 183, hiervon
befinden ſich 86 an der Oſtſee und 47 an der Nordſee. Jm letzten
Jahre waren die Stationen 34 mal mit Erfolg tätig und haben
110 aus Seenot gerettet, 27 durch Rettungsboote, 13durch Raketenapparate. Wie ſchon erwähnt, beſteht jeht in Halle

ein Bezirksverein für Stadt und Umgegend, der aus der bis
herigen Vertreterſchaft Halle entſtanden iſt. Die Zahl aller Be
irksvereine beträgt 64, davon ſind 24 Küſten und 40 Binnen-kegirtsvereine. Es iſt zu wünſchen und zu hoffen, das die

Mitgliederzahl des hieſigen Vereins wie die der anderen aus
wärtigen Vereine von Jahr zu Jahr ſteigen möge.

CLetzte Telegramme.
Eine weitere Friſt für die Vermögenserklärung,.

Berlin, 15. Jan. Eine weitere Friſtverlängerung für
die Erklärung zum Wehrbeitrag über den von der Regie-
rung als Termin bezeichneten 31. Januar bezweckt ein
ſchleuniger Antrag der Abgeordneten Schiffer (Magde-
burg), Arendt, Spahn und Graf Weſtarp. Der
Reichskanzler wird erſucht, die Friſt zur Abgabe der Ver
mögenserklärung bis Ende Februar zu erſtrecken.

Keine Friſtverlängerung.
Dresden, 15. Jan. Der „Voſſ. Ztg.“ zufolge erklärte

geſtern in der Erſten Kammer der Finanzminiſter, daß
die ſächſiſche Regierung die Friſt für die Erklärung zum
Wehrbeitrag nicht verlängern könne. Sie habe jedoch die
Behörden angewieſen, möglichſt weitgehendes Entgegen-
kommen zu zeigen.

Keine Ueberraſchungen.,
London, 14. Jan. Das Reuterſche Bureau erfährt, daß

die jetzt überreichte Antwort der Dreibundmächte wegen
der Jnſelfrage keinerlei Ueberraſchung in der Richtung ent
hält, daß Griechenland eine der Jnſeln vorenthalten würde,
die nach dem britiſchen Vorſchlage ihm zufallen ſollen. Was
die von Jtalien beſetzten Jnſeln angeht, ſo wird dies als
eine beſondere Frage angeſehen. Doch wiederholt Jtalien
ſeine Erklärung, daß ſie der Türkei zurückgegeben werden
ſollen, ſobald alle Verpflichtungen des Friedens von
Lauſanne ausgeführt ſein werden.

General Liman v. Sanders Marſchall.
Konſtantinopel, 14. Jan. General Liman von

Sanders iſt zum Marſchall des türkiſchen
Heeres ernannt worden.

Neue Mittel für den Rhein-Weſer-Kanal.
Berlin, 15. Jan. Der „Poſt“ zufolge wird dem Land-

tage eine Vorlage zugehen, welche die Bereitſtellung neuer
Mittel in Höhe von 18 Millionen für den Rhein-Weſer-
Kanal fordert.

Erleichterungen im Viehtransport.
Berlin, 15. Jan. Durch neue Vorſchriften, die am

1. April in Kraft treten ſollen, wird bezweckt, weſentliche
Erleichterungen für den Transport von Vieh zum Weide-
gang zu ſchaffen.

Tuwultuariſches Begräbnis.
Hamburg, 15. Jan. Bei der Beerdigung des Schutz

manns Schmidt und ſeiner von ihm ermordeten drei
Kinder kam es geſtern auf dem Friedhofe zu tumul-
tuariſchen Szenen. Als die Mutter drei Hände voll
Erde auf die Särge warf, verſuchte eine Anzahl Frauen,
ſi. von ihrem Vorhaben abzubringen. Als die Frau dann
vom Grabe nach der Kapelle zurückging, traten die gegneri

ſchen Frauen, meiſtens Nachbarinnen, an ſie heran. um
ſie zu ſchlagen. Nur mit Mühe konnten Friedhofs-
angeſtellte die bedrohte Fran in Sicherheit bringen.

(Wiederholt.)
Die Ankunft des Prinzen zu Wied in Albanien

noch nicht feſtgeſetzt.

Neuwied, 14. Jan. Jn der Preſſe wurde erwähnt, daß
der Tag der Ankunft des Prinzen Wilhelm zu
Wied in Durazzo bereits feſtgeſetzt ſei und zwar auf den
29. Januar. Wie die „Neuw. Ztg.“ aus guter Quelle er-
fährt, kann von der FFeſtſetzung irgend eines Termins der
Ankunft in Durazzo keine Rede ſein. Die Zurückhaltung
dürfte damit begründet ſein, daß die internationale
Anleihefrage noch der Erledigung harrt. Sobald
dieſe durchgeführt wird, ſteht dem Empfang der
albaneſiſchen Delegation nichts im Wege. Der
Empfang findet vorausſichtlich in Neuwied ſtatt.

Maxim Gorkis Rückkehr aus der Verbannung.,
Petersburg, 14. Jan. Maxim Gorki, der bisher

e Verbannung auf Capri lebte, iſt hierher zurück
e

3 Börſen- und Handelsteil.
Die Schiffahrtsverhältniſſe auf der Elbe

waren, wie man der „B. B. Ztg.“ aus Prag ſchreibt, im verangenen Jahre im allgemeinen günſtig. So im Frühjahre
tte der Verkehr durch den Streit der Boptsleute eine unlie ſame

törung erfahren, wodurch dem Export namhafte Quantitäten,
beſonders von Kohle, verloren gingen. Darauf dürfte es zurück

ſein, daß der Geſamiumſchlag des Jahres 1918, trotz
günſtigen Waſſerſtandsverhältniſſe, dem des Vorjahrs um

rund 1,25 Mill. D.Ztr. nachſtand. Die geſamten Verladungen
umfaßten rund 21 Millionen D.- Zentner oder um 1,2 Millionen
weniger als im Vorjahr. Dieſer Ausfall entfällt ganz auf den
Verkehr im erſten Quartal. Weiterhin hielt ſich der Verſand auder Höhe des Jahres 1912 Die Braunkohlenausfuhr mit e
Mill. D.- Zentner erfuhr eine Abnahme um 1,2 Millionen, was
mit dem Streik der Bootsleute zuſammenhängt. Die Zuckerver-
ne umfaßten 8,83 Millionen D.-Ztr. und waren um 1,2

illionen größer als im Vorjahr, in welchem ſie infolge der
Rübenmißernte des Jahres 1911 auf eine ſehr niedrige Ziffer herabſanken. Einen Rückgang verzeichnet der Artikel ger
troleum, deſſen Ausführ von 1,06 Millionen auf 0,72 Mill.
Doppel Zentner geſunken iſt. Auch die Gerſteausfuhr war kleiner;
ſie betrug 427 000 gegen 620 000 D.-Ztr. Dagegen ergab ſich beim
Malzexport (385 000 D. Ztr.) eine Steigerung um 5*5 000
DoppelZentner. Die Bretterausfuhr iſt von 180 000 D.Ztr.
auf ca. 280 000 D.Ztr. Der HolzExport betrug 93 000

De r r Je die Obſtausfuhrn erlin auf. Sie rreichte nur .Ztr. n 220 000Doppel Zentner im Vorjahr. vese
De ne Wollauktion in London

ie heutige Wollauktion verlief für alle Sorten bei ſtrammemWettbewerb. Seitens Amerika lagen mäßige Käufe Be Die

Preiſe ſind vollbehauptet. Die Anzahl der angebotenen Ballen
er 11500, davon ſind ſpäter 1000 Ballen zurückgezogen

Die Landbank Berlin hat das Generalsgut Wolters
r im Da wur Pommern gelegen, 1666orgen groß an den Gutspächter Herrn Johannes Hellmoldtaus Podgorze Kreis Wirſitz derte ha 9

Berliner Produktenbörſe.
Berlin 14. Januar. (Eigener Drahtbericht.)

Der heutige Getreidemarkt zeigte feſte ltung. Da deranhaltende Froſt anregend wirkt und auch a r ä höher No
tierungen gefandt hatte, ſo erfuhren die Preiſe für Brot
getreide eine Erhöhung. Hafer war Lei ruhigem Geſchäft ſtetig.
Mais und Rüböl waren vernachläſſigt. Weiter: ſehr kalt.

Schlußbörſe.
Weizen: Mai 200.00, Juli 202 56, Septbr. A; feſt,
Roggen: Mai 63.00. Juli Sept. feſt.
Hafer: Mai 188 00 Juli 69,75 uuhig.
Mail s: Mai Juli A: ruhig.Räböl: Jan. Mai Ckt. geſchäftelos.

Getrelde, Hülſenfrüchte, Futtermittel
Berliner Frühmarkt. Amtl. Notierungen.) Berlin, 14. Jan.

Weizen (Rormalgew. 765 g): Mais (p. 1000 k) frei Wagen
Loko inl. (per 1000 kg) 185-- 190 Awerik. mir. 169 170
abfallender runder 146 150Mai Odeſſa d2 r weißer Natal 2ezem en Erbſen (per 1000 Kky):Rog gen(Normalgew. 712 g): Jnl. u. ruſſ. Fulterware W

Lolo inl.*)(per 1000 168 156 mittel 160 168
abfall. 2 feine Taudenerbſen 169 162Mai —2 Viktorigerbſen 2Juli Kleine KocherbſenDezbr. Weizenmehl (per 100 Kky)Serſtef) (ver 1000 kg) Nr. 00 brutto einſchl. Sack
Futterg., leichte inl. 139 146 ab Bahn u. Speicher 22.00 27.00

do. ſchwere 147-156 Roggenmehl (ver 100 kg
Wintergerſie, inländ. Nr. o u. brutto einſchl. Sack
ruſſ. u. Donau leichte 133--135 ab Bahn u, Speicher 19. 10--21.40
amerikan,

Hafer (Normalgew 460 g):
Jnl. ſein (p. 1000kg) 160 183

Weizenklete:
grobe und feine 10.50 11.00
Roggenkleie 10.10--10.60

do, mittel do. 154 168 Seradellado. gering do. Laupinen, gelbe
mit Geruch blaue 2ab Bahn und frei Wagen. frei Wagen und ab Bahn.

Berliner Mittagsbörſe. (Notierung der Produktenbdrſe.)
Weizen (Normalgew. 756 g): Hafer (Normalgew. 450 g):

l. 85 inländ. fein 167-178r 3000kr) orh mittel 181-106, gering
199 200 r

a 227an 48 e Juli 157 158y wage enwmehl (per 100 aes e (ormeleew. Aue Hr. o0 brutto einſchl. Sac
Il g. 1000rg) ab 187 Bahn u. Speicher 22 60--272. 00
Mai 1623 168 (ſeinſte Marken über Notiz).Juli Roggenmehl (ver 100 kg)De Nr. O u. 1 brutto einſchl. Sackob Bahn u. Speicher i9.20—-21. 40

Mais (ohne Ang. d. Prov.): Jan. Juli.
amerikan, mixed [2 Rüböl (per 100 kg in Zaß):
runder 146 47 (ab Kahn) Mai

Jan d Dezbr. Br.L. Weltmarkt, Berlin, 11. Jannar, Tägliche Börſennotie rungen aut
dem Welimarkt in Mk. für 1000 kg ausſchließlich Fracht, Zoll und Speſen.

Müſgeteilt von der Preisberichtſelle des Deutſchen

Landwiriſchaftsrats. Weizen Berlin 755 gr Mat 200,00,
Juli 202,25. Rewyort Red Winter Kr. 2 loko 150,95, Mai 153,00,
Chicago Nortihern I Spring, Mai 142,40, Juli 136,65, Liverpool
Red Winter Nr. 2 März 163, 60. Varis Lieierungeware Jan.
Budadeß Sieferungsware April 195,45. Odeſſa Ulk o 2 4
Beſ. einſchl. Boirdoſpeſen loko Buenos Aires Lieferungs
ware Febr. 151,30. Koggen: Berlin 712 gr Mai 63,00,
Juli 164,25. Odeſſa 9/18 einſchl. Bordoſpeien loko Hafer:
Berlin 450 gr Wiai 158,0 Juli 199,756. Mai e; Berlin Lieferungs
ware Mai Chiecago Lieferungsware Mai 108,70, BuenosLAires
Lieferungsware Mat 88, 0.

Kartoffeln. Kartoffelmehl. Stärke.
Berlin, 14. Januar. Kartofſelſtärke und Kartoffelmehl

JanuaroFehruar 18,60 Vik., ſeuchte Stärke 9,50 Mk.
Spiritus.

Rordhauſen. 14. Januar. Branntwein 39 Vol, für 100 kg
(104- 105 Lt.) 81,75 82,70 Mik., Branntwein 40 Vol. für 100 kg
(105 106 Ltr.) 92,50 93,76 Mk. per loko und Lieiſerung bis Ende
April 1914 ohne Faß ab Brennerei, nach Angabe der Vereinigung
Die Kornbranntweinſadrikanten, E. V., durch die Handelskammer
no

Hamdurg, 14. Januar. SGpiritus, roher Kartoffel in Mark
per 100 Liter à 100 Tendenz ſrill. Ohne Faß. Regnukierungs
preis 209,76 Mk. Januar 30 Br., 20,50 G., Januar Februar 30 Br.,
29,60 G. inkl. EiſenbandSpiritusſtücke je 8,75 Mk. höher.

Paris. 14. Januar. Spiritue ruhig. Jan. 46,00, Febr. 15,50,
Mai Auguſt 47,00, September Dezember 44.80.

Oele and Oelfrüchte.
Ksln, 14. Januar. Rüböl loko 70,00, Mai 67,50.
Hamdurg, 14. Januar. KRübdsl ſtetig, loko verzollt 67,00.
Amſterdam, 14. Januar. Leinöl behauptet, loko 26 Februar

bis April 26*/, Mal- Auguſt 27*/,, Septbr. Dezbr. 28
Parits, 14. Januar. Rübdl ruhig, Januar 76,25, Febr. 76,00

März Juni 73,60, Mai Auguſt 72,75.
Zucker.

W. Hamburg, 14. Januar. Rüben Rohzucker Produkt Baſte 88
Rendement, neue Uſance, frei an Bord Hamburg, ver 60 Kilo
ver Januar 9,35, per Februar 9,40, per März 9,47* ver
Mai 9,62 per Auguſt 9,85, per Oktoder Dezember 9,72
Tendenz ruhig.

W. London, 14. Januar, Räübendiohzucker 68 Januar 9 ſh,
2 d. Wert, ſtetig. Javazucker 96 prompt 9 ſh. 9 d.
nom., ruhig.

Kaffee.
Hamburg, 14. Januar. Kaſſee TerminNotierungen. (Rur für

Good average Santos.) März 51!/, G., Mai 52 G., Septbr. 63 G.
Dezember 53 G. Tendenz: ruhig,

Amſterdam 14. Januar. Jada Kaffee, good ordinarn, be
hauptet, ioko 41

Havre, 14. Januar. Kaffee, GVood average Santos März 63
Mai 64, September 656, Dezember 652/,. Tendenz ſtetig.

W. Rio de Janeiro, i3. Januar. Kaffee. guſuhren 4000 Sack
in Rio, 26 000 Sack in Santos.

Wolle und Baumwolle.
Bremen, 14. Januar. Baumwolle, ſietig. Upland middllug

loko 64,600 Mk.
Antwerpen, 14. Jan. Wolle. La Plata-Kammzug Type B

Januar 6,20, Febr. 6,15, März 6,12 Juni 6,02 Aug- 6,97
Tendenz: Behauptet.

Liverpool, 14,. Jan. Baumwolle. Umſaß 8000 Ballen,
davon für Epekula tion und Epport B. Ballen. Tendenz: Stetig,

Aimeritkaniſche middling Lieſerungen: Ruhig. Per Juni
ver Januar- Februar 6,72, per Februar- März 6.74, per März
April 6,75, per April-Mai 6,75, ver MaiJuni 6,74, per Juni
Juli 6,71, ver Juli- Auguſt 6,67. per AuguſtSeptember 6,66, per
SeptemberOktober 6,88, OktoberNov mber v,209.

Metalle.
Amſterdam, 14. Januar. Waneazinn träge, loks 112.
London, 14. Jan. Blei, ſpan., 10 Vürl., engl. 20 Lfirl.,

d I Lſirl., Zint 23/, Lſtrl., Chili-Kupfer 6227, Lſtrl 3 Monate
63 Lſtrl.

Glasgew, 14. Januar. (Schlußbericht.) Roheiſen ſtetig.
Middlesborough Warrants ver Kaſſa 50 b. 2 d.

Schlachtviehmärkte.
Berlin, 14. Jan. Städtiſcher Schlachtviehmarkt.

Amtlicher Bericht der Direktion. Es ſtanden zum Verkauf: 465 Rinder,
(darunter 269 Bullen, 41 Ochſen, 145 Kühde und Färſen),
2021 Kälber. 2305 Schafe, 15 748 Schweine, Die Preiſe verſtehen
ſich für 1 Kir. Lebend- oder Schlachtgewicht. Ochſen, Bullen,
Kähe, Jungvieh fehlen. Kälber: A. 100-110 (143--57), B. 72
bie 75 bis 125) O. 65--70 (108 117), D. 55 62 (906 109)
B. 45 62 (82--95). Schaſe: Stallmaſtſchafe: A, 50--61 (100 102),
B. 47-48 (94 96), O. 37 40 (77 63), D. Weide
maſiſchaſe: A. B. A. Schweine: A. 64(68), B. 52--54 (67--68), O. 53 (06 66), D. 50 4 (63--67),
E. 60 51 (62 64), F. 60- 52 (63--65). Das Rindergeſchäft

Der Kälberhandel geſtaltete ſich ruhtg.hinterließ kleinen Ueberſtand.
Der Schweinemarkt verliefBei den Schafen wurde glatt ausverkauſt,

ruhig und wurde geräumt.
Magerviehhof in Friedrichsfelde. (Amtlich.)

O Friedrichsſelde, 14. Januar. Auſtrieb: 655 Schweine,
1173 Ferkel. Verlauf des Marktes: Lebhaſtes Geſchäft.
Es wurde gezahlt im Engroshandel für Läuſerſchweine:
7--8 Monate alt 46-97 5 6 Monate alt 34 45 A. Pölke:
3--4 Mon. 26-383 A. Ferkel: 9--13 Wochen alt 21--26
6-8 alt Wochen 14--30

Neueſte HandelsDepeſchen.
W. NewYort, 14. Januar. Roter Winter Weizen koks 108,

per Dezbr. ger Mai 997 per Juli 96 per Sept.
Maie per Mai un un per Juli per Sept. an ehl 8,80
Getreidefracht nach Liverpool 2.

W. Chieags, 14. Januar. Weizen ver Mal 93, ver Juli 688
per Sept. Mais ver Mai 66 per Juli 66/, per Sept.

W. New-Pork, 14, Januar. Petroleum Standard white in New
z 8,76, do. in Philadelphig do. in Refined Caſes 11,25, do

redit Balances at Oil City 2,50. Kupfer 13,87.
W. NewYork, 14. Januar. Schmalz Weſternſteam 11,456, Rohe

nnd Brothers 11,75.
waſſerſtände von Saale und Unſtrut.

(Eiehde auch die Waſſerſtandsberichte in der erſten Ausgabe.)
Straußſurt 18. Januar 1,60, 14. Januar 1,50, Grochliß 1,54,
1,34, Nebra Obp. 2,08, 2,38, Unſp. 1,80, 1,76, Brückenp

Köſen 0,70, 0,68, Weißenſels Untp. 0,52,
v re 1,5 t. e Aleleben 2,18, 1,76, Bern

urg S Calbe 1,74 2,00, Untp. 1,66.1,26, Grizehne 1,70, e t
Poli Rechna Verantwortlich:

r litik: nwalt Dr. Straſſer; für Deutſches Reiusland und Vermiſchtes: M. Ebeling; e Oert e
richtsſaal, Kunſt und Kongreſſe: H. Mieſchner; für Provinz,

ndel, Feuilleton und Allgemeines: G. P. Kohimann; für den
w. P. Kerſten; lußredaktion: A. Berwecke, ſämtlich

in Halle (Saale).
Sprechſtunden für Politik und Theater von 10 bis 11 Uhr,

für alle übrigen Abteilungen von 8 bis 1 Uhr vormittags.
Alle die Redaktion betreffenden Zuſchriften ſind nicht per

Du oder an die Expedition bezw. den Verlag, ſondern lediglich

zu richten. on der Halleſchen Zeitung in Halle (Saale)

anh für Handel und Industrle n Filiale Halle a. S.,
Alte Promenado 3, gegenüd. 4 8tadtthest,

Aktien Kapital und Reser ven;:
z 192 Millionen MarK. z
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Donnerstag

Preußiſcher Landtag.
Abgeordnetenhaus.

Sitzung vom 14. Jannar 1914.
Am Kegierungstiſche: Dr. Lentze, Dr. v. Dallwitz,v. Breitenbach, Dr. Sydow, Dr. Beſcrer
Präſident Dr. Graf v. SchwerinLöwitz eröffnete die

Sitzung um 1024 Uhr.
Der Präſident erbat und erhielt die Ermächtigung,

Seiner Majeſtät dem Könige zu ſeinem Geburtstage die
Glückwünſche des Hauſes darbringen zu dürfen.

Die erſte Beratung des Etats
wird fortgeſetzt.

Abg. Frhr. v. Zedlitz (Freikonſ.): Jch bin überzeugt, daß
ich dem Hauſe aus dem Herzen ſpreche, wenn ich der großen

über die Erklärung des Miniſterpräſidenten in
der Welfenfrage hierdurch Ausdruck gebe. Jch kann der
Staatsregierung nicht dringend genug empfehlen, der Ver
Iängerung des Termins für die Abgabe der Steuer-
erklärung für den Wehrbeitrag zuzuſtimmen. Den ſchweren
Bedenken des Abg. Winckler über die Vermögenszuwachs-
ſteuer im Reiche kann ich nur in vollem Umfange beipflich
ten. halte es für einen außerordentlich gefährlichen Vor
gang, daß vom Reiche in das Steuergebiet der Bundesſtaa-
ken eingegriffen worden iſt. Jch bitte doch zu erwägen, ob
nicht, wie es möglich war, die Reichswertzuwachsſteuer zu
beſeitigen, auch Mittel und Wege gefunden werden können,
bis zum Jnkrafttreten der neuen Reichsvermögenszuwachs
ſteuer den Paſſus aus der Welt zu ſchaffen, der den Vermö-
genszuwachs unter Lebenden betrifft. Jch teile die Auf
faſſung des Abg. Winckler, daß die Steuerzuſchläge in ihrer
jetzigen Höhe nicht für alle Zeit unveränderlich bewilligt
worden ſind. Es gibt im Etat Ausgaben, die wir gewiß nicht
werden ſtreichen wollen, dazu gehören die Ausgaben für die
Erhöhung der Beamtengehälter und zur Erhöhung des
Fonds für die Altpenſionäre. Jch kann lediglich unter
ſchreiben, was der Abg. Winckler hinſichtlich der Bemeſſung
und Verwendung dieſer Ausgaben geſagt hat. Eine Be
ſchränkung des Extraordinariums könnten wir nicht gut-
heißen mit Rückſicht auf die durch dieſen Etat zu vermeh-
rende Arbeitsgelegenheit. Wir wollen die Arbeitsloſigkeit
bekämpfen durch Vermehrung der Arbeitsgelegenheit, und
wir wollen künftiger Arbeitsloſigkeit vorbeugen durch Aus
bau der Arbeitsnachweiſe und durch Verminderung der Ur
ſachen der Arbeitsloſigkeit. Die Höhe und Ungleichheit der
kommunalen Volksſchullaſten iſt eines der Haupthinderniſſe
der Förderung der inneren Koloniſation. Dieſe Ungleich-
heit muß daher beſeitigt werden. Es muß aber auch für eine
an und exakte Steuerveranlagung Sorge getragen wer

Der Mttelſtand iſt ſo überlaſtet, daß Abhilfe geſchaffen
werden muß. Der Abg. Röchling hat in ſeiner Rede ange

hrt, daß der Schutz der Arbeitswilligen viel weniger im
Intereſſe der Großinduſtrie als des gewerblichen Mittel

ndes liegt, der unter dem Terrorismus der Sozialdemo-
aten und der Gewerkſchaften auf das Schwerſte leidet.

Sehr richtig! rechts.) Die preußiſche Polizei hat allerdings
ſchon genügende Befugniſſe. Aber nach den Vorgängen der
letzten Zeit kann kein Zweifel ſein, daß der Kampf zwiſchen
Arbeitswilligen und Streikenden auf öffentlichen Straßen
und Plätzen die öffentliche Ordnung ernſtlich gefährden kann.
Der Abg. Friedberg hat ſchon mit Recht auf die Möglichkeit
hingewieſen, die Gewerkſchaften zivilrechtlich für die Schä
digungen, die von ihnen veranlaßt ſind, haftbar zu machen.
Unſere Anregung, die Angriffe auf Ehre und Leben in dieſer
Weiſe beſſer abzuwehren, wird hoffentlich in dieſem Hauſe
einen ſtarken Erfolg haben. (Zuſtimmung.) Die große
Menge der Bevölkerung hat kein lebhaftes Jntereſſe an der
Wahlrechtsfrage. Widerſpruch links.)

Das preußiſche Wahlrecht
mag bon den Mängeln, die es zweifellos hat, befreit Werden,
aber ein dringendes Verlangen, über Hals und Kopf eine
Vorlage zu bekommen, hat ſich in der vorigen Wahlbewegung
nicht im mindeſten gezeigt. (Lebhafter Widerſpruch links.)
Die Gegenſätze bei der Wahlrechtsvorlage von 1910, nament
lich inbezug darauf, wie die plutokratiſche Wirkung unſeres
Steuerſyſtems abzuſchwächen ſei, beſtehen noch immer. Wir
wollen für dieſes ſchwierige Problem eine dauernd befrie-
digende Löſung finden, dann wird auch die Aufgabe gelöſt
werden, wie das Dreiklaſſenwahlrecht von ſeinen Mängeln
befreit werden kann. Was das angebliche Königswort be
trifft, ſo iſt es ein alter guter Brauch konſtitutioneller Staa-
ten, daß in ſolchen Fällen der König aus der Diskuſſion her
ausgelaſſen wird und die Angriffe nur gegen die verant-
wortlichen Staatsmänner gerichtet werden. (Zwiſchenrufe
bei den Sozialdemokraten.) Jn einer an Unwahrheit gren
enden Weiſe wird in der demokratiſchen Preſſe behauptet,
ie Thronrede von 1908 habe eine Anderung des preußiſchen

Wahlrechts in der Richtung des Reichswahlrechts in Ausſicht
geſtellt, obwohl klar iſt, daß gerade das Gegenteil der Fall
iſt. Die Arbeiterklaſſe hat im Reichswahlrecht genug
Gelegenheit ihre Rechte wahrzunehmen. Aber man will die
Maſſenherrſchaft, die den Tod aller Freiheit bedeutet, und
dieſe Freiheit wollen wir erhalten. (Lebhafter Beifall rechts;Heiterkeit links. Zuruf des Abg. Adolf Hoffmann:
Zedlitz und Freiheit! Stürmiſche Heiterkeit.) Es liegt im
dringenden Jntereſſe des Reiches und ſeiner Politik mehr
als je, daß Preußen ſeine Eigenart und ſeine feſtgefügte
Monarchie in voller Stärke erhalten bleibt. (Beifall.) Da-
u gehört auch die Erhaltung ſeines Wahlrechts, das eine

enart des preußiſchen Staates iſt. (Lebhafter Beifall
rechts; Heiterkeit links.) Wenn ich ſagte, daß das Deutſche
Reich mehr als je eine ſtarke preußiſche Monarchie braucht,
ſo geſchieht es unter dem Eindruck, daß

in der Luft der Reichspolitik Sturm liegt.
Die Sozialdemokratie hat mit dem Votum vom 4. De-
zember v. Js. inſofern einen erſten größeren Erfolg er
zielt, als ſie bei der Aktion die leitende Stellung einnahm
und die bürgerlichen Parteien in der Mitte ſich verleiten
ließen (Sehr richtig! rechts und lebhafter Widerſpruch
links), daran teilzunehmen. Die Sozialdemokratie geht da
rauf aus, die Macht des Reichstags über die
königliche Macht und die kaiſerliche Kom
mandogewalt über das Heer auszudehnen.
(Sehr gl rechts.) Wenn die Sozialdemokratie ſich auch

aufert hat, ſo wird man doch nicht vergeſſen dürfen, im
e

i i kratie wi ie uktur unſeresWir werden in dieſer Beziehung noch

viel tm Feichstage erleben. Jch will nur an das Straß z die Verhandlungen noch nicht zu einem Reſultat ha
burger Urteil erinnern. Der Miniſterpräſident hat
im Herrenhauſe erklärt, daß den Reſolutionen des Reichs
tages keine Folge geleiſtet wird, die in die Kommandoge
walt des Kaiſers eingreifen wollen. 258 wird gegen die

Kabinettsorder von
Sturm gelaufen. In einem großen Teil der Preſſe wirdausgeführt daß dieſe Kabinettsordre durch Artikel 36 der

Verfaſſung aufgehoben fei. (Sehr richtig! links.) Das kann
ich ſo ohne weiteres nicht zugeben. Es kommt darauf an, ob
die Kabinettsordre vom 17. Oktober 1820 Geſetzeskraft hat
oder nicht. Für Preußen ſelbſt iſt die Sache ja gar nicht
ſchwer. (Heiterkeit.) J wenige von uns haben von
dieſer Kabinettsorder Kenntnis gehabt. (Sehr richtig! und
Heiterkeit.) Das kommt aber daher, weil ſeit dem Erlaß
der Verfaſſung von dieſer Kabinettsorder in Preußen nie
mals Gebrauch gemacht worden iſt und niemals gemacht zu
werden brauchte, weil die preußiſchen Zivilbehörden ihre
Pflicht taten (Lebhafter Beifall rechts und Widerſpruch
links), und es niemals haben daran fehlen laſſen. (Leb-
hafter Beifall rechts.) Wenn alſo in ElſaßLothringen da
von Gebrauch gemacht worden iſt, ſo darf man durchaus
ruhig den Schluß ziehen, daß die

elſaß-lothringiſche Verwaltung nicht auf der Höhe der
preußiſchen

ſtand. (Sehr richtig! und Beifall rechts; Widerſpruch links.)
Jch hoffe, daß, als der Reichskonzler die Herſtellung nor
maler Verhältniſſe als eine der dringendſten Aufgaben der
Reichsregierung in ElſaßLothringen bezeichnete, er auch
den Willen kund tat, die Beamtenſchaft zu refor-
mieren an Haupt und Gliedern. (Lebhafter Bei-
fall rechts.) Wir werden im Reichstag den Verſuch wieder
holt ſehen, die Stellung der Regierung durch

ſogenannte Mißtrauensvoten
zu erſchüttern. (Heiterkeit.) Von demokratiſcher Seite hat
man den Reichskanzler als von dem Potum vom 4. Dezember
erdrückt darzuſtellen verſucht und ihm unterſtellt, er ſollte
die Flinte ins Korn werfen. Geſtern haben wir den Reichs
kanzler keineswegs als einen von dem Mißtrauensvotum
erdrückten und geknickten Mann geſehen. Zuſtimmung
rechts.) Wir ſahen ihn ſo kräftig, wie ſelten. Hoffentlich
wird das ſpäter auch im Reichstage der Fall ſein. (Zuſtim-
mung.) Er hat mit Recht darauf hingewieſen, daß ſolche
Mißbilligungsbeſchlüſſe keinerlei verfaſſungsrechtlicheBedeu-
tung haben. (Zuſtimmung rechts.) Wenn die demokratiſche
Linke des Reichstages ſich der Hoffnung hingibt, durch ſolche
Vorſtöße der Parlamentsherrſchaft gegen den Bundesrat und
die Reichsregierung die Exekutive zu beſchränken, eine Um
wandlung des Reichstags in einen unitariſchen Konvent an
bahnen zu können, ſo beruht dieſe Hoffnung offenſichtlich auf
der Schwäche die die Regierung bei verſchiedenen Gelegen
heiten gegenüber Forderungen des Reichstages gezeigt hat.
(Zuſtimmung rechts.) Jch will nicht eine retroſpektive Kri-
tik im einzelnen üben. Jch erinnere nur daran, daß die
Reichsregierung wie die preußiſche Regierung der Demokra
tiſierung der elſaß-lothringiſchen Verfaſſung, der capitis
diminutio der preußiſchen Stimmen im Bundesrat, ihre
Zuſtimmung gegeben hat. Es war dies ein erſter Schritt
auf der Bahn, die Machtſtellung Preußens im Reich zu un
terbinden, deren Aufrechterhaltung wir für unbedingt not
wendig halten. (Zuſtimmung rechts.) Es iſt unbedingt not
wendig, daß die Regierung gegenüber unberechtigten Forde-
rungen des Reichstages ein unerbittliches und feſtes Nein
ausſpricht. Wir verlangen von der Regierung, daß ſie jedem
Verſuch, in die höchſte Kommandogewalt einzugreifen, jedem
Verſuch, in die Struktur unſeres Heeres ſich einzumiſchen,
mit der allergrößten Entſchiedenheit und Entſchloſſenheit
widerſtrebt. Wir verlangen von unſerer Staatsregierung,
im Bundesrat und ſonſt den Einfluß Preußens in dieſem
Sinne voll geltend zu machen, vor allem im Jntereſſe des
Reichs. (Lebhafter Beifall rechts.)

Finanzminiſter Dr. Lentze: Von verſchiedenen Rednern
iſt der Wunſch geäußert worden, daß die königliche Staats
regierung die Friſt für die Abgabe der Vermögenserklärung
für den Wehrbeitrag noch verlängern möchte. Jch bin bereit,
die Friſt für die Abgabe der Vermögenserklärung für den

Wehrbeitrag bis zum 31. Januar zu verlängern.
(Beifall) Leider iſt es nicht möglich,
darüber hinauszugehen. Durch ein wei-teres Hinausſchieben würden die Einkommen-
ſteuer- Erklärungen verzögert und Staat und Kommunen
mit ihren Einnahmen aus der Steuer in Schwierigkeiten
geraten. Jch glaube auch, daß dieſe Verlängerung der Friſt
um 11 Tage vollauf genügen wird. über meine Stellung
zur Beſitzſteuer brauche ich heute nichts mehr auszuführen,
nachdem der Miniſterpräſident ſich geſtern darüber ausge-
laſſen hat und auch ich in meiner Etatsrede ausführlich
darauf eingegangen bin. Dem von mehreren Vorrednern
geäußerten Wunſch, die Steuerzuſcäge wieder zu beſei-
tigen, muß ich entgegenhalten, daß die Regierung die Beſol-
dungsordnung von der dauernden Beibehaltung der Zu
ſchläge abhängig gemacht und nur eine Prüfung über die
Höhe der Zuſchläge zugeſichert hat. Einen Verzicht auf die
Steuerzuſchläge habe ich nie verſprochen. Die Eiſenbahn
finanzen können in keiner Weiſe zur Entlaſtung der Zu
ſchläge herangezogen werden. Die Eiſenbahn- Einnahmen
ſollen nur zu einem beſtimmten Prozentſatz für Staatszwecke
verwendet werden, und nicht in vollem Umfange. Der über-
ſchuß ſoll in den Ausgleichsfonds fließen und auch bei der
Neuregelung im nächſten Jahre muß bezüglich der Abgren-
zung der Finanzen der Eiſenbahn und der Allgemeinen
Staatsverwaltung an dem Abkommen von 1910 feſtgehalten
werden. Jch hoffe, daß Sie meinen Vorſchlägen auf eine
verſtärkte Schuldentilgung zuſtimmen werden. (Veifall.)

Handelsminiſter Dr. Sydow: Auf die Frage des Abg.
Winckler nach dem Stande der Verhandlungen zwiſchen dem
Bergfiskus und dem rheiniſch- weſtfäliſchen Kohlenſyndikat
wegen des Beitritts des Fiskus zum Kohlenſyndikat erlaube
ich mir folgendes mitzuteilen: Als ich Oktober v. J. mit
dem Kohlenſyndikat in erneute Verhandlungen eintrat, habe
ich darauf hingewieſen, daß ich auf eine Verſtändigung im
Intereſſe des Allgemeinwohls Wert legen müſſe. Ich habe
die Forderung geſtellt, daß dem Fiskus auf die Preisbildung
ein größerer Einfluß eingeräumt werden müſſe. Ferner
habe ich verlangt, daß der fiskaliſche Bedarf an Kohle aus
den fiskaliſchen Gruben gedeckt werden müſſe und habe die
Bedingung geſtellt, d eine Verſtändigung nicht nur mit den
Privatbergwerken an der Ruhr, ſondern auch im Saargebiet
erfolgen müſſe. Jch habe mit dieſen meinen Forderungen
keinen prinzipiellen Widerſtand gefunden. Wenn trotzdem
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ben ſo ſind ſie keineswegs abgebrochen worden und werden
wieder angebahnt werden. Wir werden an den Forderungen
z im g. des Staats geboten ſind, auf alle Fälle feſt
alten. eifgll,a. Dr. Wemer (Fortſchr. Vpt.)) Wir können uns

nicht einverſtanden erklären mit dem, was der Miniſter
präſident geſtern über die

Frage des Wahlrechts in Preußen
dargelegt hat, noch weniger mit dem, was der Abg. v. Zed
litz heute hinzugefügt hat. Der Miniſterpräſident ſagt, in
der erſten Tagung der neuen Legislaturperiode wird dem
Hauſe eine Wahlrechtsvorlage nicht vorgelegt werden. Jch
vermag nicht einzuſehen, weshalb nicht. Glaubt der Mi-
niſterpräſident etwa, daß dadurch der Friede in dieſem
Hauſe noch mehr geſtört wird, als es ſchon jetzt der Fall iſt?
Nach Friedensſtimmung ſieht es nach den geſtrigen und
heutigen Verhandlungen nicht aus, im Gegenteil, insbe-
ſondere die Herren auf der Rechten ſcheinen
das Kriegsbeil ausgegraben zu haben.
Sie haben es vielleicht auf den Skalp des Miniſterpräſi
denten abgeſehen. (Heiterkeit.) Die Haltung des Miniſter
präſidenten in der Wahlrechtsfroge wird ſchwerlich eine
Beruhigung der Gemüter herbeiführen können. Die Dis
parität zwiſchen Preußen und dem Reiche wird durch die
Verſchiedenartigkeit des Wahlrechts noch vergrößert. Ge
genüber den Ausführungen des Grafen Yorck im Herren
hauſe bemerke ich, daß auch meine politiſchen Freunde die
Vormacht Preußens im Reiche erhalten wollen. Wir wollen
aber nicht, daß Preußen beherrſcht wird von einem Kreiſe
von Leuten, deren Einfluß nicht im Einklang ſteht mit
ihren ſozialen und kulturellen Leiſtungen. Der Finanz-
miniſter hat darauf hingewieſen, daß der Ausgleichsfonds
Ende 1914 580 Millionen enthalten werde. Jn der The-
ſaurierung liegt ein Hindernis für die Vermehrung der
Ausgaben für Kulturzwecke ſowie ein Anreiz, neue Steuer-
quellen zu erſchließen. Wir fordern mit Entſchiedenheit die
Beſeitigung der Steuerzuſchläge. Die Frage des Schutzes
der Arbeitswilligen muß ohne ſcharfmacheriſche Tendenzen
behandelt werden. Ausnahmegeſetze lehnen wir ab. Auf
dem Gebiet der Arbeitsloſenverſicherung müſſen alle Vor
ſchläge ſorgſam geprüft werden, ſie dürfen aber nicht ein
fach abgelehnt werden. Unſere Wirtſchaftspolitik muß der
Erwerbstätigkeit mehr Rechnung trogen. Die innere Ko-
loniſation muß in größerem Stil durchgeführt werden als
bisher. Der Polizeipräſident von Berlin Dr. jur. v. Ja-
gow hatte meiner Auffaſſung nach kein Recht, ſich, wie er
es durch ſeine juriſtiſchen Ausführungen in der Preſſe ge
tan, in ein ſchwebendes Verfabren einzumiſchen. Es gibt
ja Entſcheidungen, die das Geſetz ousdrücklich feſtlegen.
Wie man auch zu dieſen Entſcheidungen ſtehen mag, ſo
ſind ſie doch gegenwärtig geltendes Recht in Preußen, und
dann ſollen ſie für alle in gleicher Weiſe gelten. Da frage
ich den Herrn Miniſter, was er zu tun gedenkt, um hier
Remedur zu ſchaffen. Nun zu den merkwürdigen

Prozeſſen der letzten Tage.
Mufſterprozeſſe waren ſie nach Anſicht metner politiſchen
Freunde nicht. Sie geben jedenfalls denen viel Material
an die Hand, die eine Reform der Militärgerichtsbarkeit
fordern. Wie iſt es denn aber möglich, daß in einem Pro
zeß eine Kabinettsorder eine ſolche Rolle ſpielen kann, die
noch aus der abſolutiſtiſchen Zeit Preußens ſtammt, nach
dem wir doch längſt einen Verfaſſungsſtaat in Preußen
haben? Es muß alſo dafür geſorgt werden, daß dieſe
Kabinettsordre ſo ſchnell wie möglich aufge
hoben wird, denn ſie gehört in einen Verfaſſungsſtaat
wirklich nicht hinein. Nun muß ich meinem Befremden
darüber Ausdruck geben, daß gerade der nationalliberale
Etatsredner uns nötigt, von der Auffaſſung abzurücken, die
über die Zaberner Angelegenheit von ihm vorgetragen
worden iſt. Man ſoll hier die Dinge nicht ſo darſtellen, als
ob nur preußiſche Beamte in der Welt etwas wert ſeien.
Jch weiß wohl, was wir an unſeren preußiſchen Beamten
haben, aber das darf uns nicht dazu führen, zu glauben,
als gäbe es überhaupt nichts weiter auf der Welt als preu-
ßiſche Beamte. Das muß verletzend wirken. Nach unſerer
Kenntnis der Dinge iſt es vollſtändig unrichtig, wenn dem
Kreisdirektor Mahl militärfeindliche Tendenzen
vorgeworfen werden. Er ſelber war 22 Jahre lang Re
ſerveoffizier und Korpsſtudent. Er hat ſtets auf deutſcher
Seite geſtanden und wurde deshalb von der nationaliſti-
ſchen Preſſe auf das Heftigſte angegriffen. Man hat ihm
auch wiederholt den Vorwurf gemacht, daß er das
Militär gegenüber dem Zivil bevorzuge. Jn ſeiner
Stellung in Zabern hat er es verſtanden, die beſten Be
ziehungen zum Militär aufrecht zu erhalten. Nur mit dem
Oberſt v. Reuter iſt ihm dies nicht gelungen. Es iſt auch
nicht richtig, daß er ſich ſchlapp gezeigt hat. Gegen dieſe
verletzende Kränkung eines Mannes, der ſeine Pflicht getan
hat, müſſen wir Verwahrung einlegen. Es iſt ungerecht,
wenn man in Bauſch und Bogen hier ein ſolches Verdam
mungsurteil über ihn fällt. Wir halten uns für ver-
pflichtet, die in dieſem Hauſe zu unrecht angegriffene Zivil
verwaltung in Schutz zu nehmen. Beifall links.) Der

Vorwurf des Herrenhauſes,
daß wir ein Parlamentsheer wollen, muß aufs
Entſchiedenſte zurück gewieſen werden. Wir freuen
uns, daß wir ein leiſtungsfähiges Heer haben. Aber das
Bewußtſein, daß wir unſer Heer ſchlagfertig erhalten ſollen,
iſt doch ſehr wohl vereinbar mit dem Wunſche, daß im
Heere Unzuträglichkeiten und Mißſtände beſeitigt und Re
formen durchgeführt werden. Jch, bedaure, daß die Re
formen, die vom Reichstag gewünſcht wurden, ſo wenig
Anklang bei denVerbündeten Regierungen und dem Kriegs
miniſter gefunden haben. Wir halten es für ſelbſtverſtänd
lich, daß das Militär vor Beleidigungen geſchützt wird.
Aber wir müſſen auch verlangen, daß die militäriſchen
Stellen Geſetz und Recht reſpektieren, und daß nicht recht-
verachtende Willkür die Schranken durchbricht, die von der
Verfaſſung und dem Geſetz zum Schutze der perſönlichen
Freiheit gezogen worden ſind. Die Worte des Abg. Röch-
ling, daß die Geſichtspunkte des Schutzes der perſönlichen

nicht ausſchlaggebend ſein dürfen, ſondern daß die
Staatsintereſſen darüber ſtänden, ſind bedenklich und gefährlich und bedeuten nichts anderes als die re
rung des Rechtsſtaates und die Verneinung des
Wahrſpruches: erztts fundamentum regnorum.
Abg. v. Zedlitz hat ſich mit harten Worten gewandt gegen
den Verſuch des Reichstages ſeine Macht an exrweitern.



daß in ernem modernen v Art kann doch unmöglich aus den furiſtiſchen DeduktionenBe Entwianmng, Me darin nkonſtitutionellen Staate hie Rechte der Volksver
tretung allmählich erweitert werden, werden Sie mit ſol
chen. Woßrnehmungen nicht en fhalten. (Beifoſſ links Wir
wenigſtens glauben, daß im Reiche und auch in Preußen
der oben wird. Der Abg. v. HZedlitz hat
geſagt, daß die Ver Agnrg ſolcher demokratiſcher Ziele zu
einem Konflikt führen wird. FFaſt ſcheint es mir ſo, als ob
manchen Leuten im Vaterlande ein ſolcher innerer politi-
ſcher Konflikt willkommen iſt, und als ob die Dinge, die
wir jetzt erleben, planmäßig und mit einer beſtimmten Ab-
ſicht heraufbeſchworen werden, um enden Konflikt herbeizu
führen. Aber die Herren, die den Konflikt wollen, ſollten
ch dies noch einmal gründlich überlegen. Wenn es nach

Abg. Röchling geht, daß in einem Rechtsſtaate nur
Staatsraiſon und Macht entſcheiden ſollen Widerſpruch bei
den Nationalliberalen), dann iſt allerdings der ſchwerſte
Konflikt zu befürchten. Wer einen ſolchen Konflikt herauf
beſchwört, begeht ein Verbrechen am Vaterlande. (Lebhaf
ter Beifall bei der Volkspartei.)
Miniſter des Innern Dr. v. Dallwitz: Alsbald nach
Eingang der erſten telegraphiſchen Berichte über die

ſchweren Sturmſchäden an der Oſtſeeküſte
hat die Regierung der ſchwierigen Lage der Bevölkerung, die
durch das Naturereignis hervorgerufen war, ihre volle Auf
merkſamkeit geſchenkt. Schon am 10. des Monats, unmittel
bar nach Eingang der Devpeſche, habe ich mit Zuſtimmung
des Finanzminiſters 20 000 Mark für Lindernng der erſten
Not zur Verfügung ſtellen können. Am Tage darauf iſt
nach einem telegraphiſchen Bericht an den Kaiſer von Aller
höchſter Stelle der Auftrag gekommen, für den Regierungs-
bezirk Köslin einen weiteren Betrag zur Verfüqung zu
ſtellen. Bei der Ausdehnnna der Schäden iſt es zu meinem
lebhaften Bedauern nicht möglich, ſchon in den nächften
Tagen ousreichendes Material zu haben. Die Behörden ſind
aber telegravhiſch angewieſen worden, die Feſtſtelſung der
Schäden möglichſt zu beſchleunigen Nach Eingang dieſer
Berichte wird die Pegiernng gern bereit ſein. nen gl8boſd
über das Ergebnis und die auf Grund desſelben von mir
gefaßten Entſchließungen Auskunft zu erteilen. Der Abg.
Herold beſchwerte ſich geſtern dorüber, dak die

Zahl der katholiſchen höheren Verwelturgebeamten
nicht der Zahl der katholiſchen Bevölkerung entſpräche. Jch
kann mit Beſtimmtheit erklären, daß die Konfeſſion bei der
Auswahl der Regierungsreferendare nicht die mindeſte Rolle
ſpielt. Wenn tatſächlich weniger Katholiken in der Verwal
tung ſind, ſo erklärt ſich das aus natürlichen Gründen. Die
Bewerbungen gehen tatſächlich in geringerem Maße ein, als
nach der Zahl der katholiſchen Bewohner zu erwarten wäre.
Aus der Geſamtzahl der jetzigen katholiſchen Beamten kann
Herr Herold ſeine Schlüſſe nicht ziehen, denn dieſe Geſamt-
zahl iſt das Ergebnis der Entwicklung aus einer ganzen
Reihe von Jahrzehnten. Es ſind wieder die

Verhältniſſe in ElſaßLothringen
ſcharfer Kritik unterzogen Worden, die i gegen die Miſi
tärbehör den wie die Vivilbehörden richtete. Der Reichs
kanzler hat geſtern auf die Angriffe gegen die elſaß-lothrin-
giſchen Zivilbehörden mit Entſchiedenheit geanfwortet und
ſie zurück gewieſen. weil die Zuſtändigkeit dieſes Hauſes zur
Kritik an dieſen Verhältniſſen nicht gegeben ſei. Jch muß
auch die Kritik geger die dortigen Militärbehörden hiermit
zurückweiſer (Bejfall rechts.) Der Abg. Frrhr. v. Zedlitz
wünſchte Anweiſungen an die Polizeibehör-
den, daß ſie bei Streifunruhen nicht nur den öffent
lichen Verkehr den Streikpoſten gegenüber. ſondern
auch im allgemeinen die öffentliche Sicherheit und
Ordnung ſchützen mögen, damit den Ausſchreitungen
der Streikführer beſſer Einhalt getan werden kann.
Ich kann zu meiner Freude mitteilen, daß derartige Weiſun
gen meinerſeits bereits ergangen ſind. (Hört, hört! links.)
Jn Weſtfalen und der Rheinprovinz beſtehen Polizeiver
ordnungen, die ſich gegen die Störung des Verkehrs richten
und ſich auf den Schutz des Eigentums und Aufrechterhaltung
der Sicherheit, Ruhe und Ordnung beziehen. Dieſe Ve-
ſtimmungen ſind gerichtlich als zu Recht beſtehend anerkannt
werden. Derartige Polizeiverordnungen werden auch in
anderen Provinzen erlaſſen werden. Dadurch wird der er-
forderliche Schutz für Perſon und Eigentum gewöhrleiſtet.
(Bravo.) Der Vorwurf, ich hätte den Landtag zu ſpät einbe
rufen, wäre nur gerechtfertigt, wenn die frühere Einberufung
dem allſeitigen Wunſche des Hauſes entſprochen hätte und
ſachlich zweckmäßig erſchienen wäre. Beides trifft nicht zu.
Von verſchiedenen Seiten bin ich erſucht worden, den Landtag
nicht früher einzuberufen. andererſeits waren die Auf-
ſtellungen der einzelnen Etats infolge der eigenartigen
Tätigkeit einzelner Reſſorts noch nicht beendet. Die Frage
der Wahlrechtsreform iſt den Erklärungen des Reichs-
kanzlers zufolge erledigt. Nachdem die Regierung der An-
kündigung der Reform in der Thronrede die Vorlage ſelber
hat folgen laſſen, iſt ſie nicht ſchuld daran, daß dieſe den Bei
foll des Hauſes nicht gefunden hat. Der Herr Abgeordnete
Wiemer hat ſich dagegen gewendet, daß ſeitens des Herrn
Polizeipräſidenten von Jagow die Bildung einer
Berufsvereinigung von Schutzleuten nicht ge
nehmigt worden ſei. Ich will auf die Frage nicht näher ein
gehen, weil ſie wohl noch einmal zur Erörterung gelangen
wird. Jch kann aber jetzt ſchon mitteilen, daß der Stand-
punkt des Herrn v. Jagow die Billigung der Staat s-
regierung in vollem Umfange findet. (Abg. Adolf
Hoffmann: Selbſtverſtändlich)) Eine allgemeine Vereini-
gung von Schutzleuten, einer militäriſch organiſierten
Truppe, die Berufsintereſſen vertreten will, kann nicht ge
duldet werden, wenn die Disziplin aufrecht erhalten werden
ſoll. Der Herr Abgeordnete Wiemer hat ferner einen
Zeitungsartikel zur Sprache gebracht, in dem der

Polizeipräſident von Jagow in der Kreuzzeitung
aus Anlaß der Verurteilung des Leutnants von Forſtner mit
vollem Namen, aber ohne Bezeichnung des Amtscharakters,
ſich zu der Verurteilung geäußert hat. Für die Beurteilung
ſcheidet zunächſt aus der angebliche Eingriff in ein ſchweben
des Verfahren und ebenſo die angebliche unzuläſſige Beein
fluſſung der beteiligten Gerichte. Denn es liegt auf der
Hand, daß ein derartiger Eingriff und eine derartige Beein
fluſſung doch nur von einer untergeordneten Behörde er
folgen und ausgehen kann. nicht aber von einem an der gan
zen Sache völlig unbeteiligten Beamten. Der Herr Abge
ordnete Wiemer hat ferner einen Vergleich gezogen zwiſchen
dem Vorgehen des Herrn von Jagow und dem Vorgehen
eines Oberbürgermeiſters gegen den ein Disziplinarver
fahren anſcheinend eingeleitet worden iſt. Wenn es der
Oberbürgermeiſter iſt er hat ihn nicht genannt den ich
eventuell im Auge habe, ſo beſtanden ſeine Pflichtverletzun
r darin, daß er ſeine übergeordneten Behörden in unzu

iaer Weiſe angegriffen hat. Eine Pflichtverletzung dieſer

eines Artikels, den Herr von Jagow in der Kreuzzeitung
veröffentlicht hat, angenommen werden. Andererſeits halte
auch ich, bei voller Anerkenung des Rechtes auf freie Mei
nungsäußerung. es nicht für erwünſcht, und kann
es daber auch nicht gutheißen, wenn Beamte ohne
zwingenden und dringenden Grund an ein
noch nicht abgeſchloſſenes gerichtliches Ver
fahren in der volitiſchen Tagespreſſe kri-tiſche Bemerkungen knüpfen, ſelbſt dann, wenn
dieſe Bemerkungen rein oder überwiegend juriſtiſchtechni-
ſcher Art ſind. Es entſpricht meines Dafürhaltens nicht der
Zurückhaltung, die in ganz beſonderem Maße richterlichen
Behörden gegenüßer Platz greifen muß. Je höher die
Stellung eines Beamten iſt, umſo mehr empfiehlt es ſich für
ihn, diejenige Zurückhaltung bei ſeinen Meinungsäußerun-
gen in der öffentlichen Tagespreſſe zu wahren, die die not
wendige Rückſichtnahme auf Andersdenkende und auf über
geordnete Bebärden erheiſcht. Wenn nun aber der Abge-
ordnete Miemor von mir eine Auskunft verlangt hat über
etwaige Vorbaltungen, welche aus Anlaß dieſes
Falles dem Herrn Polizeipräſidenten gemacht worden ſind,
ſo muß ich ein derartiges Verlangen mit aller Be-
ſtimmibeit ablehnen, weil es in Preußen und auch
in anderen Staaten nicht üblich iſt, interne dienſt-
liche Vorkommniſſe in der Offentlichkeitzu erörtern und weil es allein die Sache des Reſſort-
chefs iſt, dorüber zu befinden, ob und in welcher Weiſe er
einem ihm unterſtellten Beamten ſeine Zuſtimmung oder
ſeinen Diſſens aus Anlaß eines Einzelfalles zu erkennen
geben will. (Beifaſ rechts.)

Präſident Dr. Graf v. SchwerinLöwitz: Jm Namen des
Hauſes möchte ich dem Herrn Miniſter unſeren Dank aus-
ſprechen für die Ankündigung von Mitteilungen über den
Umfang des Notſtandes und der Schäden an der Oſtſeeküſte
und für die vorläufigen Anordnungen von ſeiten der König-
lichen Regierung in dieſer Hinſicht. Jch beabſichtige, dem
Hauſe vorzuſchlagen, ſobald die nötigen Unterlagen dafür
von der Königlichen Staatsregierung bereitgeſtellt ſein wer
den, in der erſten Sitzung die Notſtandsinterpellation und
die dazu geſtellten Anträge auf die Tagesordnrvg zu ſtellen.

Dieſer Vorſchlag fand auf allen Seiten des Hauſes
Billigung. Alle Redner hierzu ſprachen den Munſch aus,
daß die Hilfsaktion nicht verzögert werde.

Abg. Korfanty (Pole): Wir haben ein Heer von 100 000
Arbeitsloſen. Was den Schutz der Arbeitswilligen betrifft,
ſo ſind wir gegen alle Ausnahmegeſetze. Die Politik, die
gegen die Polen getrieben wird, widerſpricht dem Recht und
der Verfaſſung. Der Oſtmarkenverein iſt der Träger eines
Chauvinismus, der zu einer internationalen Gefahr gewor-
den iſt und die ausländiſchen Beziehungen des Deutſchen
Reiches gefährdet. Wie ſteht es mit der Beſetzung des Erz-
bistums Gneſen?

Abg. Hirſch-Berlin (Soz.): Das Syſtem der direkten
Steuern muß anders organiſiert werden, vor allem muß die
Grenze für die Steuerfreiheit heraufgeſetzt werden. Auch
in dem vorliegenden Etat iſt eine Summe eingeſetzt zur Be
kämpfung der ſozialdemokratiſchen Jugendbewegung. Mag
man dieſe Summen auch jährlich erhöhen, die ſozialdemo
kratiſche Jugendbewegung wird man dadurch nicht ein
dämmen. Die Zahl der Arbeitsloſen wächſt ſtetig. Deshalb
iſt die Einführung einer Arbeitsloſenverſicherung unbedingt
notwendig. Wiederholt ſind bei Streiks Streikbrecher, die
andere Perſonen verletzt oder gar getötet hatten, freige-
ſprochen worden, während Streikende wegen geringfügiger
Vergehen zu mehrjfährigen Gefängnisſtrafen verurteilt
wurden. Das Verſprechen der Wahlreform iſt durch die
Einbringung der Regierungsvorlage nicht eingelöſt. Wir
halten die Übertragung des Reichstagswahlrechts auf Preu-
ßen für eine dringende Notwendigkeit ſowohl im Intereſſe
der Arbeiter wie des Mittelſtandes. Die Diktatur des Sä-
bels, die in Preußen herrſcht, möchte man auf das ganze
Reich übertragen. Die Regierung, die den unteren Klaſſen
gegenüber ſcharf vorgeht, iſt hier energielos Das zeigt
wieder deutlich der Zaberner Fall. Die Verhandlungen im
Herrenhauſe haben gezeigt, welch große Kluft zwiſchen der
Bevölkerung in Preußen und den geſetzgebenden Körper-
ſchaften beſteht.

Juſtizminiſter Dr. Beſeler: Die Frage, ob ein größerer
Schutz der Arbeitswilligen angezeigt ſei, hat den Vorredner
veranlaßt, über die Tätigkeit der Gerichte in höchſt abfälli-
ger Weiſe zu ſprechen. Dieſen Ausführungen muß ich mit
allergrößter Entſchiedenheit entgegentreten. (Beifall rechts.)
Die Gerichte ſind ſelbſtändige Stellen im Staate und tragen
ihre volle Verantwortung für ihre Urteile. Daran zu rütteln,
kann nur agitatoriſchen Zweck haben. Die Unterſtellung,
als urteilten die Gerichte nicht nach Recht und Geſetz, muß
ich mit Entſchiedenheit zurückweiſen. Beifall rechts.)

Miniſter des Jnnern Dr. v. Dallwitz: Der Abg. Hirſch hat
geſagt, die Berliner Polizei hat zu allem Möglichen Zeit, nur
nicht dazu, ihre Pflicht zu tun. Gegen dieſe ungeheuerliche,
unbewieſene und unbeweisbare Beſchuldigung einer mir
unterſtellten Behörde muß ich mit aller Entſchiedenheit Ver
wahrung einlegen. (Beifall rechts.)

Nach perſönlichen Bemerkungen des Abg. Dr. Röchling
(Natl.) wurde die Weiterberatung auf morgen 10 Uhr
vertagt.

Schluß 6 Uhr.

Deutſcher Reichstag.
Sitzung vom 14. Jannar 1914.

Am Bundesratstiſche: Kommiſſarien.
Präſident Dr. Kaempf eröffnete die Sitzung nach 115 Uhr.
Die Sozialdemokraten hatten eine Jntervpellation, be-

treffend die Kriegsgerichtsurteile in Straß
burg eingebracht; dieſe Jnterpellation wird auf die
Tagesordnung der morgenden Sitzung geſtellt werden.

Präſident Dr. Kaempf:
Nach dem jetzt vorliegenden ſtenographiſchen Bericht über

die Sitzung des Preußiſchen Herren hauſes vom
10. Januar hat ein Mitglied des letzteren ſich dahin geäußert,
daß die Art, wie der Wehrbeitrag aufgenommen wurde,
darauf ſchließen ließ, daß die nationale Geſinnung überall
im Anwachſen begriffen ſei, daß aber die berufene Ver
tretung des deutſchen Volkes jene Geſinnung, die in der
Wählerſchaft lebendig war, hobe vermiſſen laſſen. (Zuruf
links: Unerhört!) Meine Herren! Fch geſtehe ſelbſtver
ſtändlich den Landtagen der einzelnen Bundesſtaaten das
Recht zu, Kritik an dem Verhalten des Reichstages zu üben,
ebenſo wie der Reichstag dieſes Recht gegenüber den Land
tagen der einzelnen Bundesſtaaten für ſich in Anſpruch

nimmt. Wenn ader dem Reichstage der Vorwurf gemacht
wird, daß er die nationale Geſinnung habe vermiſſen
Iaſſen, ſo liegt hierin, namentlich auch angeſichts der Tat
ſache, daß das Geſetz über den Wehrbeitrag vom Reichs
tage mit überwältigender Majorität angenommen worden
iſt, eine Beleidigung des Reichstages (Sehr gut!
links), die ich von dieſer Stelle mit aller Entſchiedenheit
zurückweiſe. (Bravo! links und im Zentrum.)

Auch die heutige Tagesordnung enthielt lediglich
Berichte der Petitionskommiſſion.

Der Vorſtand des Deutſchen Metaharbeiter-Verbandes,
der Vorſitzende des Zentralrats der deutſchen Gewerkvereine,
die Geſellſchaft für ſoziale Reform und andere erſuchen um
den Erlaß weiterer reichsgeſetzlicher Schutzbeſtimmungen für
die Arbeiter in der SchwerEiſeninduſtrie und um geſetzliche
Regelung der Arbeitszeit. Die Kommiſſion beantragte. dieſe
Petitionen wegen Schaffung eines Hüttenarbeiterſchutzge-
ſetzes ſoweit ſie eine Verkürzung der Arbeitszeit. Regelung
der ÜUberſtunden, Verbot der Nachtarbeit für Jugendliche,
Verbot der Frauenarbeit. Verſchärfung der Betriebskon
trolle, größeren Geſundheitsſchutz und Beſeitiqung der Un
ſicherheit der Entlohnung verlangen dem Reichskanzler zur
Berückſichtigung, ſoweit die geſetzliche Regelung der Pen-
ſionskaſſen verlangt wird, zur Erwägung zu überweiſen. Ein
Antrag Arnſtadt und Gen. Deutſch Konſ.) will Kberwei-
ſung des geſamten Anhoalts der Petjtioren zur Erwäaung.

Abg. Spiegel (Soz.): Die Bundesratsverordnung zum
Schutz der Hüttenarbeiter reicht nicht aus. Vor allen Dingen
aber ſind wir mit der Ausführung derſelben unzufrieden.
Wir fordern, daß den Gewerbeinſpektoren Aſſiſtenten aus
Arbeiterkreiſen zur Seite geſtellt werden. Mebrfach ſind
Arbeitsſchichten von 32 bis 34 Stunden feſtgeſtellt worden.
Oft iſt den Arbeitern keine Gelegenheit zur Einnahme der
Mahlzeiten gegeben. Eine Regelung des Ponſionskaſſen
weſens iſt dringend zu wünſchen. 8Abg. Giesberts (Zentr.):) Die Bewegung dor Hütten
arbeiter iſt international. Jn England hat man mit der
rerkürzten Arbeitszeit die beſten Erfahrungen gemacht Wir
müſſen die langen Arbeitsſchichten zu beſeitigen ſuchen und
den Achtſtundentag erſtreben. Die Bundesrateverordnung
muß ſo aufgefaßt und durchgeführt werden, daß eine wirk
ſame Beſſerung der Verhältniſſe im Hüttenweſen geſchaffen
wird.

Abg. Dr. Böttger (Natl. Wir werden bei der Etats-
berotung in Anregung bringen, daß, bevor neue Beſtimmun-
gen getroffen werden, das Reichsgeſundheitsamt uns eine
Darlegung über den Geſundheitszuſtand in der Großeiſen-
induſtrie gibt. Gegen die verlangten Arbeiterfontrolleure
nach dem Muſter der Sicherheitsmänner haben wir die
ſchwerſten Bedenken. Sie würden ebenfalls zum Mittel
punkt der volitiſchen Agitation werden. Das Prämien-
ſyſtem hat ſich ganz gut bewährt. Eine Reform des Pen-
ſionskaſſenweſens halten auch wir für wünſchenswert. Eine
Arbeitszeit von zwölf Stunden muß beſeitigt werden, aber
der Achtſtundentag würde eine beträchtliche Vermehrung des
Arbeiterheeres nötig machen. Und da beſteht die Gefahr,
daß wir auf ausländiſche Arbeiter zurückgreifen müſſen.
Jn der Frage der jugendlichen Arbeiter müſſen internatio
nale Beſtimmungen getroffen werden.

Abg. v. Gräfe-Güſtrow (Konſ.): Wir haben für die Ar
beiter ebenſoviel Wohlwollen wie die anderen Parteien.
Ein Vergleich mit der engliſchen Jnduſtrie iſt nicht möglich
zumal dort der Achtſtundentag nicht geſetzlich gewährleiſtet
iſt. Jn dieſer Frage ſollten auch die Jntereſſen der Arbeit-
geber berückſichtigt werden. (Beifall.)

Abg. Soſinski (Pole): Die Ausnutzung der Arbeiter iſt
beſonders in Oberſchleſien groß. Den Arbeitern muß mehr
Einfluß auf die Penſionsfaſſen eingeräumt werden.

Abg. Windeck (Lothr.): Die Ausführung der in den
Petitionen geſtellten Forderungen würde beſonders die
lothringiſche Jnduſtrie ſchwer ſchädigen; es müßten denn
internationale Abmachungen getroffen werden.

Abg. Haberland (Soz.): Das Elend in den Hüttenbe-
tricben iſt groß. Die Berichte der Gewerbeinſpektionen be-
ruhen vielfach auf falſchen Jnformationen.

Abg. Dr. Burckhardt (Wirtſchaftl. Vereinigung): Miß-
ſtände ſind in den Hüttenbetrieben unzweifelhaft vorge-
kommen, zu deren Beſeitigung wir die Hand bieten.

Die Petitionen werden dem Antrage der Kommiſſion ent-
ſprechend erledigt.

Darauf tritt Vertagung ein. Nächſte Sitzung morgen
1 Uhr. Jrnterpellation betr. die kriegsgerichtliche Verhand
lung in Sachen der Vorgänge in Zabern, Sonntagsruhe im
Handelsgewerbe.

Schluß nach 534 Uhr

Kongreſſe und Ausſtellungen.
Der Ausſchuß des Deutſchen Arbeiterkongreſſes hielt am

13. Januar im Reichstagsgebäude eine Sitzung ab. Beſchloſſen
wurde eine Ausgeſtaltung des Ausſchuſſes. Für die Vorberaung
wichtiger Fragen der Sozialpolitik. der Wirtſchaftspolitik, der
ſozialen Wahlen und der Verſichertenvertretung wurden ſtändige
Unterausſchuüſſe gebildet. Zur Förderung der letzten Kongreß-beſchlüſſe wurde ein Aufruf an die Mitgliedſchaften feſt eſte t.
Sodann nahm der Ausſchuß Stellung zu der vom KReichslengler

angekündigten Denkſchrift über die Auswüchſe des Organiſaions-
weſens. Schließlich wurde ein Unterausſchuß eingeſetzt, der ſich
mit der ſozialen Fürſorge für die Ab- und Zuwandernden be
ſchäftigen ſoll.

Sport und Jagd.
Kaiſerlicher Motorjachtklub.

Nachdem der Kaiſer anläßlich ſeines h aeiudtläums
das Protektorat über den früheren „Motorjachtklub von Deutſch
land übernommen und ihm das Prädikat „Kaiſerlich“ verliehen
hat, ſind nunmehr durch Erlaß vom 8. Dezember 1918 die Ab
zeichen des Klubs verfügt worden.

Aus dem Gerichtsſaal.
Zum Breslauer Sittenſkandal.

Die Zimmervermieterin Bertha Gellin und die Schneider
frau Jda Andrae in Breslau wurden im Zuſammenhang
mit der bekannen Unſittlichkeitsaffäre wegen Kuppelei zu ſechs
Monaten Gefängnis bezw. zwei Monaten Gefängnis verurteilt.
Ferner wurde in derſelben Angelegenheit Max Burchardt
e i ttticgreieeverbrechens zu ſieben Monaten Gefängnis
verurtei
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